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100. Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation.

100.
Nachdem das Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation, welches

also lautet:
(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ZUR
ERRICHTUNG DER

EUROPÄISCHEN FREI-
HANDELSASSOZIATION
Die Republik Österreich, das

Königreich Dänemark, das Kö-
nigreich Norwegen, die Portu-
giesische Republik, das König-
reich Schweden, die Schweizeri-
sche Eidgenossenschaft und das
Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nord-
irland,

Im Hinblick auf das Ab-
kommen über die europäische
wirtschaftliche Zusammenarbeit
vom 16. April 1948, durch das
die Organisation für europäi-
sche wirtschaftliche Zusammen-
arbeit geschaffen wurde,

Entschlossen, die im Rahmen
dieser Organisation begründete
Zusammenarbeit aufrechtzuer-
halten und weiter zu ent-
wickeln,

In der festen Absicht, die bal-
dige Schaffung einer multilate-
ralen Assoziation zur Beseiti-
gung der Handelsschranken und
zur Förderung einer engeren
wirtschaftlichen Zusammenar-
beit zwischen den Mitgliedern
der Organisation für europäische
wirtschaftliche Zusammenarbeit,
einschließlich der Mitglieder der
Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, zu erleichtern,

Im Hinblick auf das Allge-
meine Zoll- und Handelsab-
kommen,

Entschlossen, die Verwirk-
lichung der Ziele dieses Allge-
meinen Abkommens zu fördern,

312 68
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Haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1

Die Assoziation

1. Durch dieses Übereinkom-
men wird eine internationale
Organisation mit dem Namen
„Europäische Freihandelsasso-
ziation", im folgenden Assozia-
tion genannt, errichtet.

2. Mitglieder der Assoziation,
im folgenden Mitgliedstaaten
genannt, sind jene Staaten, die
dieses Übereinkommen ratifi-
zieren, und jene anderen Staa-
ten, die ihm beitreten.

3. Als „Zone" gelten alle Ge-
biete, auf die dieses Überein-
kommen Anwendung findet.

4. Die Institutionen der Asso-
ziation sind der Rat und jene
anderen Organe, die der Rat
schaffen kann.

ARTIKEL 2

Zielsetzung

Die Assoziation hat zum Ziele

a) in der Zone und in jedem
Mitgliedstaat die fortwährende
Ausweitung der wirtschaftlichen
Tätigkeit, die Vollbeschäftigung,
die Steigerung der Produktivität
sowie die rationelle Ausnützung
der Hilfsquellen, die finanzielle
Stabilität und die stetige Ver-
besserung des Lebensstandards
zu fördern,

b) zu gewährleisten, daß der
Handel zwischen den Mitglied-
staaten unter gerechten Wett-
bewerbsbedingungen erfolgt,

c) bedeutende Unterschiede
zwischen den Mitgliedstaaten in
den Bedingungen der Versor-
gung mit den innerhalb der
Zone erzeugten Rohstoffen zu
vermeiden, und

d) zur harmonischen Ent-
wicklung und Ausweitung des
Welthandels sowie zur fort-
schreitenden Beseitigung seiner
Beschränkungen beizutragen.
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ARTIKEL 3

Einfuhrzölle

1. Gemäß diesem Artikel senken
die Mitgliedstaaten und beseiti-
gen schließlich Zölle und son-
stigt Abgaben gleicher Wirkung,
die auf die Einfuhr oder im Zu-
sammenhang mit der Einfuhr
von Waren erhoben werden,
welchen gemäß Artikel 4 die
Zollbehandlung der Zone zu-
steht, ausgenommen die gemäß
Artikel 6 notifizierten Zölle so-
wie andere im Artikel 6 genann-
te Abgaben. Diese Zölle oder
sonstigen Abgaben werden im
folgenden „Einfuhrzölle" ge-
nannt.

2. a) Von jedem der folgenden
Daten an erheben die Mitglied-
staaten auf keine Ware Einfuhr-
zölle, die höher sind als der für
das jeweilige Datum angegebene
Prozentsatz des Ausgangszolls:

1. Juli 1960 80 Prozent,
1. Jänner 1962 70 Prozent,
1. Juli 1963 60 Prozent,
1. Jänner 1965 50 Prozent,
1. Jänner 1966 40 Prozent,
1. Jänner 1967 30 Prozent,
1. Jänner 1968 20 Prozent,
1. Jänner 1969 10 Prozent.

b) Vom 1. Jänner 1970 an
erheben die Mitgliedstaaten
keine Einfuhrzölle mehr.

3. Unter dem in Absatz 2 dieses
Artikels genannten Ausgangszoll
für eine Ware ist, vorbehaltlich
des Anhangs A, der von jedem
Mitgliedstaat am 1. Jänner 1960
auf Einfuhren dieser Ware aus
anderen Mitgliedstaaten ange-
wandte Einfuhrzoll zu ver-
stehen.

4. Jeder Mitgliedstaat erklärt
sich bereit, niedrigere als die in
Absatz 2 dieses Artikels ange-
gebenen Einfuhrzölle anzuwen-
den, wenn er der Ansicht ist, daß
seine wirtschaftliche und finan-
zielle Lage sowie diejenige des
betreffenden Wirtschaftszweiges
dies gestatten.
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5. Der Rat kann jederzeit be-
schließen, daß Einfuhrzölle
schneller gesenkt oder früher
beseitigt werden als in Absatz 2
dieses Artikels vorgesehen ist.
Zwischen dem 1. Juli 1960 und
dem 31. Dezember 1961 prüft
der Rat, ob ein solcher Beschluß
über die von einigen oder allen
Mitgliedstaaten angewandten
Einfuhrzölle für einige oder alle
Waren gefaßt werden kann.

ARTIKEL 4

Zollbehandlung der Zone

1. Für die Zwecke der Artikel 3
bis 7 und vorbehaltlich der Be-
stimmungen des Anhangs B
wird die Zollbehandlung der
Zone jenen Waren gewährt, die
vom Gebiet eines Mitgliedstaates
aus nach dem Gebiet des ein-
führendes Mitgliedstaates ver-
sandt werden und deren Zonen-
ursprung durch Erfüllung einer
der folgenden Bedingungen ge-
geben ist:

a) sie sind gänzlich in der
Zone erzeugt worden;

b) sie fallen unter eine in
den Listen der Verarbei-
tungsvorgänge laut Bei-
lagen I und II zum An-
hang B enthaltene Wa-
renbeschreibung und sind
in der Zone gemäß dem
entsprechenden in diesen
Listen beschriebenen ur-
sprungsbegründenden
Verarbeitungsvorgang er-
zeugt worden;

c) im Falle von Waren, die
nicht in Beilage II zum
Anhang B enthalten sind:
sie sind in der Zone er-
zeugt worden, und der
Wert aller in irgend-
einem Stadium der Er-
zeugung verwendeten
Materialien, die von Ge-
bieten außerhalb der
Zone eingeführt wurden
oder unbestimmten Ur-
sprungs sind, überschrei-
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tet nicht 50 Prozent des
Ausfuhrpreises dieser
Waren.

2. Für die Zwecke des Ab-
satzes 1 lit. a, b und c die-
ses Artikels sind Materialien, die
in der Grundstoffliste laut Bei-
lage III zum Anhang B enthal-
ten und die in dem dort be-
schriebenen Zustande bei einem
Produktionsvorgang innerhalb
der Zone verwendet worden
sind, so zu behandeln als ob sie
keine von außerhalb der Zone
eingeführten Teile enthielten.

3. Keine Bestimmung dieses
Übereinkommens hindert einen
Mitgliedstaat daran, irgend-
welchen aus dem Gebiet eines
anderen Mitgliedstaates einge-
führten Waren die Zollbehand-
lung der Zone zu gewähren, so-
fern gleichen aus dem Gebiet
irgendeines Mitgliedstaates ein-
geführten Waren dieselbe Be-
handlung zuteil wird.

4. Die für die Handhabung und
wirksame Anwendung dieses
Artikels erforderlichen Bestim-
mungen sind in Anhang B ent-
halten.

5. Der Rat kann Änderungen
der Bestimmungen dieses Ar-
tikels und des Anhangs B be-
schließen.

6. Der Rat prüft von Zeit zu
Zeit, in welcher Hinsicht dieses
Übereinkommen geändert wer-
den kann, um die reibungslose
Handhabung der Ursprungs-
regeln zu gewährleisten und ins-
besondere um sie einfacher und
freizügiger zu gestalten.

ARTIKEL 5

Handelsverzerrungen

1. Im Sinne dieses Artikels liegt
eine Handelsverzerrung vor,
wenn

a) die Einfuhr einer be-
stimmten Ware in das Gebiet
eines Mitgliedstaates aus dem
Gebiet eines anderen Mit-
gliedstaates zunimmt, weil

i) der einführende Mitglied-
Staat gemäß Aitikel 3
oder 6 die Zölle und Ab-
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gaben auf jene Ware ge-
senkt oder beseitigt hat
und

ii) die vom ausführenden
Mitgliedstaat erhobenen
Zölle und Abgaben auf
Einfuhren von Rohstof-
fen oder Zwischenpro-
dukten, die bei der Er-
zeugung der betreffenden
Ware verwendet werden,
wesentlich niedriger sind
als die entsprechenden,
vom einführenden Mit-
gliedstaat erhobenen Zöl-
le und Abgaben, und

b) diese Einfuhrzunahme
einer im Gebiete des einfüh-
renden Mitgliedstaates be-
stehenden Erzeugung ernst-
lichen Schaden zufügt oder zu-
fügen könnte.

2. Der Rat widmet der Frage
der Handelsverzerrungen und
ihrer Ursachen laufend seine
Aufmerksamkeit. Er faßt die-
jenigen Beschlüsse, die erforder-
lich sind, um den Ursachen von
Handelsverzerrungen entgegen-
zuwirken, entweder indem er
die Ursprungsregeln gemäß Ar-
tikel 4 Absatz 5 ändert, oder
auf andere ihm angemessen er-
scheinende Weise.
3. Jeder Mitgliedstaat kann be-
sonders dringliche Fälle von
Handelsverzerrungen vor den
Rat bringen. Der Rat faßt seinen
Beschluß so rasch als möglich,
im allgemeinen innerhalb eines
Monats. Der Rat kann mit
Mehrheitsbeschluß die Ermäch-
tigung zu vorübergehenden
Maßnahmen zur Wahrung der
Lage des betreffenden Mitglied-
staates erteilen. Solche Maß-
nahmen dürfen nicht länger
aufrechterhalten werden als für
die Durchführung des in Ab-
satz 2 dieses Artikels vorgese-
henen Verfahrens erforderlich
ist, höchstens aber zwei Monate,
es sei denn, daß der Rat in Aus-
nahmefällen mit Mehrheitsbe-
schluß die Ermächtigung zur
Verlängerung dieser Frist um
höchstens weitere zwei Monate
erteilt.
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4. Ein Mitgliedstaat, der die
Senkung der wirksamen Höhe
seiner Zölle oder Abgaben auf
eine Ware erwägt, welcher die
Zollbehandlung der Zone nicht
zusteht, notifiziert dies dem Rat
soweit möglich mindestens drei-
ßig Tage vor dem Inkrafttreten
dieser Senkung und zieht Be-
denken eines anderen Mitglied-
staates, daß die Senkung zu
Hahdelsverzerrungen führen
könnte, in Erwägung. Die auf
Grund dieses Absatzes erhalte-
nen Mitteilungen dürfen nie-
mandem außerhalb der Dienst-
stellen der Assoziation oder der
Regierungsstellen der Mitglied-
staaten bekanntgegeben werden.

5. Wenn die Mitgliedstaaten
Änderungen ihrer Zölle oder
Abgaben auf eine Ware erwägen,
welcher die Zollbehandlung der
Zone nicht zusteht, nehmen sie
gebührend darauf Rücksicht, daß
es erwünscht ist, sich daraus er-
gebende Handelsverzerrungen
zu vermeiden. In solchen Fällen
kann jeder Mitgliedstaat, nach
dessen Ansicht eine Handelsver-
zerrung vorliegt, die Angelegen-
heit gemäß Artikel 31 vor den
Rat bringen.

6. Wird bei der Prüfung einer
Beschwerde gemäß Artikel 31
auf einen Unterschied in der
Höhe der Zölle oder Abgaben
auf eine Ware hingewiesen, wel-
cher die Zollbehandlung der
Zone nicht zusteht, so wird
dieser Unterschied nur dann be-
rücksichtigt, wenn der Rat mit
Stimmenmehrheit feststellt, daß
eine Handelsverzerrung vor-
liegt.

7. Der Rat überprüft von Zeit
zu Zeit die Bestimmungen die-
ses Artikels und kann ihre Än-
derung beschließen.

ARTIKEL 6

Fiskalzölle und interne Steuern

1. Die Mitgliedstaaten

a) erheben auf eingeführte
Waren direkt oder indi-
rekt keine höheren fiska-
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lischen Abgaben als di-
rekt oder indirekt auf
gleiche inländische Waren
erhoben werden, noch er-
heben sie solche Abgaben
auf eine andere Weise
derart, daß für gleiche in-
ländische Waren ein
wirksamer Schutz erzielt
wird;

b) erheben auf eingeführte
Waren einer Art, die sie
nicht oder nicht in we-
sentlichen Mengen selbst
erzeugen, keine fiskali-
schen Abgaben derart,
daß ein wirksamer Schutz
für die inländische Erzeu-
gung von Waren anderer
Art erzielt wird, welche
die eingeführten Waren
ersetzen können, mit
ihnen in unmittelbarem
Wettbewerb stehen und
im Einfuhrland weder di-
rekt noch indirekt durch
fiskalische Abgaben gleich-
wertig belastet sind.

Diese Verpflichtungen werden
durch die Mitgliedstaaten gemäß
den Absätzen 2 und 3 dieses Ar-
tikels erfüllt.

2. Die Mitgliedstaaten führen
keine neuen, mit Absatz 1 dieses
Artikels unvereinbaren fiskali-
schen Abgaben ein und ändern
eine bestehende fiskalische Ab-
gabe nicht derart, daß das in der
fiskalischen Abgabe enthaltene
wirksame Schutzelement, d. h.
der mit Absatz 1 dieses Artikels
unvereinbare Teil dieser Abgabe,
über jenen Stand erhöht wird,
der an demjenigen Datum in
Kraft war, auf das im Artikel 3
Absatz 3 zur Bestimmung des
Ausgangszolles Bezug genommen
wird.

3. a) Bei jeder internen Steuer
oder sonstigen internen Abgabe
beseitigen die Mitgliedstaaten
jedes wirksame Schutzelement
spätestens bis zum 1. Jänner
1962.

b) Bei jedem Fiskalzoll besei-
tigen die Mitgliedstaaten ent-
weder
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i) jedes in dem Zoll
enthaltene wirksame
Schutzelement durch
schrittweise Senkung,
wie dies in Artikel 3 für
Einfuhrzölle vorgesehen
ist, oder

ii) jedes in dem Zoll
enthaltene wirksame
Schutzelement spätestens
bis zum 1. Jänner 1965.

c) Jeder Mitgliedstaat notifi-
ziert dem Rat spätestens bis zum
1. Juli 1960 alle Zölle, auf die
er die Bestimmungen von lit. b
ii) dieses Absatzes anwenden
wird.

4. Jeder Mitgliedstaat notifiziert
dem Rat jede von ihm erhobene
fiskalische Abgabe, bei der die
Sätze oder die für die Erhebung
oder die Einhebung maßgeben-
den Bedingungen bei den einge-
führten und den gleichen inlän-
dischen Waren nicht überein-
stimmen, sobald nach seiner An-
sicht diese Abgabe mit Absatz 1
lit. a dieses Artikels vereinbar
ist oder in Einklang gebracht
worden ist. Jeder Mitgliedstaat
erteilt auf Ersuchen jedes ande-
ren Mitgliedstaates Auskunft
über die Anwendung der Ab-
sätze 1, 2 und 3 dieses Artikels.

5. Jeder Mitgliedstaat notifiziert
dem Rat die Fiskalzölle, auf die
er die Bestimmungen dieses Ar-
tikels anzuwenden beabsichtigt.

6. Im Sinne dieses Artikels sind
unter

a) „fiskalischen Abgaben" Fis-
kalzölle, interne Steuern und
sonstige interne Abgaben auf
Waren zu verstehen;

b) „Fiskalzöllen" Zölle und
sonstige ähnliche Abgaben zu
verstehen, die in erster Linie zur
Erzielung von öffentlichen Ein-
nahmen erhoben werden;

c) „eingeführten Waren" solche
Waren zu verstehen, denen ge-
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mäß den Bestimmungen des
Artikels 4 die Zollbehandlung
der Zone gewährt wird.

ARTIKEL 7

Zollrückvergütungen
(„drawback")

1. Jeder Mitgliedstaat kann vom
1. Jänner 1970 an die Gewäh-
rung der Zollbehandlung der
Zone für Waren verweigern, die
in den Genuß einer von jenen
Mitgliedstaaten gewährten Zoll-
rückvergütung gelangt sind, in
deren Gebiet die Waren den
Produktionsvorgängen unter-
zogen worden sind, die dem
Anspruch auf ihren Zonen-
ursprung zugrunde liegen. Bei
Anwendung dieses Absatzes ge-
währt jeder Mitgliedstaat den
Einfuhren aus den Gebieten
aller Mitgliedstaaten dieselbe
Behandlung.

2. Diese Bestimmungen gelten
sinngemäß für Zollrückvergü-
tungen auf eingeführte Materia-
lien, die in den Anhängen D
und E enthalten sind.

3. Vor dem 31. Dezember 1960
beschließt der Rat, welche Be-
stimmungen über Zollrückver-
gütungen in der Zeit zwischen
dem 31. Dezember 1961 und
dem 1. Jänner 1970 anzuwenden
sind.

4. Der Rat kann jederzeit nach
dem gemäß Absatz 3 dieses Ar-
tikels gefaßten Beschluß prüfen,
ob zusätzliche oder abweichende
Bestimmungen über Zollrück-
vergütungen nach dem 31. De-
zember 1961 erforderlich sind,
und er kann beschließen, daß
solche Bestimmungen anzuwen-
den sind.

5. Im Sinne dieses Artikels

a) ist unter „Zollrückvergü-
tung" („drawback") jede Ein-
richtung für teilweise oder gänz-
liche Rückerstattung oder Er-
lassung von Zöllen auf einge-
führte Materialien zu verstehen,
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sofern diese Einrichtung aus-
drücklich oder in ihrer Wirkung
die Rückerstattung oder die
Erlassung zuläßt, wenn gewisse
Waren oder Materialien ausge-
führt, nicht aber wenn sie dem
inländischen Verbrauch zuge-
führt werden;

b) schließt „Erlassung" die
Zollfreiheit für Materialien ein,
die nach Freihäfen oder anderen
Plätzen mit ähnlichen Zoll-
privilegien verbracht wurden;

c) sind unter „Zöllen" zu ver-
stehen: i) alle Abgaben auf der
Einfuhr oder im Zusammenhang
mit der Einfuhr, ausgenommen
fiskalische Abgaben, auf die Ar-
tikel 6 Anwendung findet, so-
wie ii) jedes Schutzelement in
solchen fiskalischen Abgaben;

d) haben „Materialien" und
„Produktionsvorgang" die
gleiche Bedeutung wie in Regel 1
des Anhanges B.

ARTIKEL 8
Verbot von Ausfuhrzöllen

1. Die Mitgliedstaaten dürfen
Ausfuhrzölle weder einführen
noch erhöhen und vom 1. Jän-
ner 1962 an keine solchen Zölle
mehr anwenden.

2. Die Bestimmungen dieses Ar-
tikels hindern keinen Mitglied-
staat daran, die erforderlichen
Maßnahmen zu ergreifen, um
zu verhindern, daß durch Wie-
derausfuhr die Zölle, die er auf
Ausfuhren nach Gebieten außer-
halb der Zone anwendet, um-
gangen werden.

3. Im Sinne dieses Artikels sind
unter „Ausfuhrzöllen" alle Zölle
oder Abgaben mit gleicher Wir-
kung zu verstehen, die auf die
Ausfuhr oder im Zusammen-
hang mit der Ausfuhr von
Waren vom Gebiete eines Mit-
gliedstaates nach dem Gebiete
eines anderen Mitgliedstaates er-
hoben werden.
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ARTIKEL 9

Zusammenarbeit auf dem Ge-
biete der Zollverwaltung

Die Mitgliedstaaten ergreifen
geeignete Maßnahmen, ein-
schließlich Vorkehrungen für die
administrative Zusammenarbeit,
um zu gewährleisten, daß die
Bestimmungen der Artikel 3
bis 7 und der Anhänge A und B
wirksam und entsprechend ab-
gestimmt angewandt werden.
Dabei berücksichtigen sie die
Notwendigkeit, die dem Handel
auferlegten Formalitäten soweit
als möglich zu verringern und
allseitig zufriedenstellende Lö-
sungen aller sich aus der Hand-
habung dieser Bestimmungen
ergebenden Schwierigkeiten her-
beizuführen.

ARTIKEL 10

Mengenmäßige Einfohr-
beschränkungen

1. Die Mitgliedstaaten dürfen
mengenmäßige Beschränkungen
der Einfuhr von Waren aus dem
Gebiet anderer Mitgliedstaaten
weder einführen noch verschär-
fen.

2. Die Mitgliedstaaten beseitigen
solche mengenmäßige Beschrän-
kungen so bald als möglich, spä-
testens jedoch bis zum 31. De-
zember 1969.

3. Jeder Mitgliedstaat lockert
fortschreitend die mengenmäßi-
gen Beschränkungen, und zwar
derart, daß eine angemessene
Ausweitung des Handelsverkehrs
als Ergebnis der Anwendung
der Artikel 3 und 6 nicht ver-
eitelt wird und für den betref-
fenden Mitgliedstaat in den dem
1. Jänner 1970 unmittelbar
vorangehenden Jahren keine
schwerwiegenden Probleme ent-
stehen.

4. Jeder Mitgliedstaat wendet
die Bestimmungen dieses Arti-
kels derart an, daß allen anderen
Mitgliedstaaten die gleiche Be-
handlung zuteil wird.

5. Am 1. Juli 1960 eröffnen die
Mitgliedstaaten für alle Waren,
die mengenmäßigen Beschrän-
kungen unterliegen, Global-
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kontingente in einem Ausmaß,
das die entsprechenden Aus-
gangskontingente um mindestens
20 Prozent übersteigt. Im Falle
von Kontingenten, die auch
Nichtmitgliedstaaten offen ste-
hen, umfassen die Globalkontin-
gente, zusätzlich zu den um
mindestens 20 Prozent erhöhten
Ausgangskontingenten, auch
mindestens das Ausmaß der im
Kalenderjahr 1959 aus diesen
Nichtmitgliedstaaten getätigten
Einfuhren.

6. Wenn ein Ausgangskontin-
gent null beträgt oder bedeu-
tungslos ist, sorgen die Mitglied-
staaten dafür, daß das am
1. Juli 1960 zu eröffnende
Kontingent eine angemessene
Höhe hat. Vor oder nach der
Eröffnung eines solchen Kontin-
gents kann jeder Mitgliedstaat
Konsultationen über dessen an-
gemessene Höhe einleiten.

7. Am 1. Juli 1961 und am
1. Juli jedes folgenden Jahres
erhöhen die Mitgliedstaaten
jedes gemäß den Absätzen 5
und 6 dieses Artikels festgesetzte
Kontingent in einem Ausmaß,
das mindestens 20 Prozent des
gemäß diesem Artikel jeweils
erhöhten Ausgangskontingents
entspricht.

8. Falls ein Mitgliedstaat der
Auffassung ist, daß die Anwen-
dung der Absätze 5 bis 7 dieses
Artikels auf eine Ware ihm
ernstliche Schwierigkeiten ver-
ursachen würde, kann er dem
Rat andere Regelungen für diese
Ware vorschlagen. Der Rat
kann mit Mehrheitsbeschluß
diesen Mitgliedstaat ermächtigen,
solche andere Regelungen anzu-
wenden, die dem Rat angemes-
sen erscheinen.

9. Die Mitgliedstaaten notifizie-
ren dem Rat die Einzelheiten
über die gemäß den Bestimmun-
gen dieses Artikels eröffneten
Kontingente.

10. Der Rat überprüft vor dem
31. Dezember 1961 und danach
von Zeit zu Zeit die Bestimmun-
gen dieses Artikels und die von
den Mitgliedstaaten bei ihrer
Anwendung gemachten Fort-
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schritte und kann beschließen,
daß zusätzliche oder abweichende
Bestimmungen anzuwenden sind.

11. Im Sinne dieses Artikels

a) sind unter „mengenmäßigen
Beschränkungen" Verbote oder
Beschränkungen von Einfuhren
aus dem Gebiet anderer Mit-
gliedstaaten zu verstehen, gleich-
gültig, ob sie durch Kontingente,
Einfuhrbewilligungen oder an-
dere Maßnahmen gleicher Wir-
kung, einschließlich einfuhr-
beschränkender administrativer
Maßnahmen und Vorschriften,
wirksam gemacht werden;

b) ist unter „Ausgangskontin-
gent" jedes Kontingent oder
die Summe aller festgesetzten
Kontingente, zuzüglich der
Summe aller anderweitig men-
genmäßig beschränkten Einfuh-
ren, zu verstehen, die für Waren
festgesetzt sind, welche im Ka-
lenderjahr 1959 aus dem Gebiet
anderer Mitgliedstaaten einge-
führt wurden, oder im Falle von
Globalkontingenten, die Nicht-
mitgliedstaaten offen stehen, die
Summe der im Rahmen solcher
Kontingente aus Mitgliedstaaten
im Kalenderjahr 1959 erfolgten
Einfuhren;

c) ist unter „Globalkontin-
gent" ein Kontingent zu ver-
stehen, auf Grund dessen der
Inhaber einer Einfuhrbewilli-
gung oder einer sonstigen Er-
mächtigung zur Einfuhr berech-
tigt ist, unter das Kontingent
fallende Waren aus allen Mit-
gliedstaaten sowie anderen Staa-
ten, für die das Kontingent
Geltung hat, einzuführen.

ARTIKEL 11

Mengenmäßige Ausfuhr-
beschränkungen

1. Die Mitgliedstaaten dürfen
Verbote oder Beschränkungen
der Ausfuhr von Waren nach
anderen Mitgliedstaaten weder
einführen noch verschärfen,
gleichgültig, ob dies durch Kon-
tingente, Ausfuhrbewilligungen
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oder andere Maßnahmen mit
gleicher Wirkung erfolgt. Sie
heben alle derartigen Verbote
oder Beschränkungen spätestens
bis zum 31. Dezember 1961 auf.

2. Die Bestimmungen dieses Ar-
tikels hindern keinen Mitglied-
staat daran, die erforderlichen
Maßnahmen zu ergreifen, um
zu verhindern, daß durch Wie-
derausfuhr die Beschränkungen
seiner Ausfuhr nach Gebieten
außerhalb der Zone umgangen
werden.

ARTIKEL 12

Ausnahmen

Unter der Voraussetzung,
daß die nachstehenden Maßnah-
men nicht als ein Mittel zur
willkürlichen oder ungerecht-
fertigten Diskriminierung zwi-
schen den Mitgliedstaaten oder
als eine verschleierte Beschrän-
kung des Handels zwischen
ihnen gehandhabt werden, hin-
dert keine Bestimmung der Ar-
tikel 10 und 11 einen Mitglied-
staat daran, Maßnahmen zu
treffen oder durchzuführen,

a) die zum Schutz der
öffentlichen Sittlichkeit
erforderlich sind;

b) die zur Verhütung von
Störungen der öffent-
lichen Sicherheit, insbe-
sondere von Verbrechen,
erforderlich sind;

c) die zum Schutze des Le-
bens oder der Gesundheit
von Menschen, Tieren
oder Pflanzen erforder-
lich sind;

d) die erforderlich sind, um
die Einhaltung von Ge-
setzen oder Verwaltungs-
anordnungen zu gewähr-
leisten, die sich auf die
Durchführung von Zoll-
maßnahmen, die Klassifi-
zierung, die Güteüber-
wachung oder die Zulas-
sung zum Verkauf von
Waren beziehen oder auf
die Ausübung von Mo-
nopolen durch staatliche
oder mit ausschließlichen
oder besonderen Vor-
rechten ausgestattete
Unternehmungen;
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e) die erforderlich sind, um
das gewerbliche Eigentum
oder Urheberrechte zu
schützen und irrefüh-
rende Praktiken zu ver-
hindern;

f) die sich auf Gold und
Silber beziehen;

g) die sich auf Waren be-
ziehen, die von Gefängnis-
insassen erzeugt werden;

h) die dem Schutze natio-
nalen Kulturgutes von
künstlerischem, histori-
schem oder archäologi-
schem Wert dienen.

ARTIKEL 13
Staatliche Beihilfen

1. Die Mitgliedstaaten dürfen

a) die in Anhang C beschrie-
benen Arten von Beihil-
fen für Ausfuhren von
Waren nach anderen Mit-
gliedstaaten, oder

b) jede sonstige Art von Bei-
hilfe, deren Hauptzweck
oder Hauptwirkung darin
besteht, die vom Abbau
oder Fehlen der Zölle und
mengenmäßigen Beschrän-
kungen im Handel zwi-
schen den Mitgliedstaaten
erwarteten Vorteile zu
vereiteln,

weder aufrechterhalten noch
einführen.
2. Werden durch die seitens
eines Mitgliedstaates gewährte
Beihilfe, auch wenn sie nicht zu
Absatz 1 dieses Artikels in
Widerspruch steht, die vom
Abbau oder Fehlen der Zölle
und mengenmäßigen Beschrän-
kungen im Handel zwischen
den Mitgliedstaaten erwarteten
Vorteile vereitelt und ist das in
Artikel 31 Absatz 1 bis 3 fest-
gelegte Verfahren eingehalten
worden, so kann der Rat mit
Mehrheitsbeschluß jeden Mit-
gliedstaat ermächtigen, gegen-
über dem die Beihilfe gewäh-
renden Mitgliedstaat die Erfül-
lung jener Verpflichtungen aus
diesem Übereinkommen auszu-
setzen, bei denen dies der Rat
für angemessen erachtet.
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3. Der Rat kann Änderungen
der Bestimmungen dieses Arti-
kels und des Anhanges C be-
schließen.

ARTIKEL 14

Öffentliche Unternehmungen

1. Die Mitgliedstaaten sorgen
dafür, daß während des Zeit-
raumes vom 1. Juli 1960 bis
zum 31. Dezember 1969 in den
Praktiken der öffentlichen Un-
ternehmungen fortschreitend be-
seitigt werden:

a) Maßnahmen, die für die
einheimische . Produktion einen
Schutz bewirken, der mit die-
sem Übereinkommen unverein-
bar wäre, wenn er durch Zölle
oder Abgaben gleicher Wirkung,
durch mengenmäßige Beschrän-
kungen oder staatliche Beihilfen
erzieh würde; oder

b) Diskriminierungen im
Handel aus Gründen der Natio-
nalität, soweit dadurch die vom
Abbau oder Fehlen der Zölle
und mengenmäßigen Beschrän-
kungen im Handel zwischen den
Mitgliedstaaten erwarteten Vor-
teile vereitelt werden.

2. Soweit die Bestimmungen des
Artikels 15 die Tätigkeit der
öffentlichen Unternehmungen
betreffen, ist er auf sie in glei-
cher Weise wie auf andere an-
zuwenden.

3. Die Mitgliedstaaten sorgen
dafür, daß keine neuen Prak-
tiken der in Absatz 1 dieses
Artikels beschriebenen Art ein-
geführt werden.
4. Wo die Mitgliedstaaten nicht
die erforderlichen gesetzlichen
Befugnisse haben, auf die Tätig-
keit der regionalen oder lokalen
Behörden oder der von diesen
abhängigen Unternehmungen
bestimmenden Einfluß zu neh-
men, trachten sie dennoch zu
erreichen, daß diese Behörden
oder Unternehmungen den Be-
stimmungen dieses Artikels
nachkommen.

5. Der Rat widmet den Bestim-
mungen dieses Artikels laufend
seine Aufmerksamkeit und kann
ihre Änderung beschließen.
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6. Im Sinne dieses Artikels sind
unter „öffentlichen Unterneh-
mungen" zentrale, regionale
oder lokale Behörden, öffent-
liche Betriebe und jede sonstige
Organisation zu verstehen, durch
die ein Mitgliedstaat rechtlich
oder tatsächlich die Einfuhr aus
oder die Ausfuhr nach dem Ge-
biet eines anderen Mitglied-
staates kontrolliert oder merk-
lich beeinflußt.

ARTIKEL 15

Wettbewerbsbeschränkende
Praktiken

1. Die Mitgliedstaaten anerken-
nen, daß die folgenden Prakti-
ken mit diesem Übereinkommen
insoweit unvereinbar sind, als
sie die vom Abbau oder Fehlen
der Einfuhrzölle und mengen-
mäßigen Beschränkungen im
Handel zwischen den Mitglied-
staaten erwarteten Vorteile ver-
eiteln:

a) Vereinbarungen zwischen
Unternehmungen, Beschlüsse
von Vereinigungen von Unter-
nehmungen und zwischen Unter-
nehmungen abgestimmte Ver-
haltensweisen, die eine Verhin-
derung, Einschränkung oder
Verfälschung des Wettbewerbs
innerhalb der Zone bezwecken
oder bewirken;

b) Handlungen, durch die eine
oder mehrere Unternehmungen
eine beherrschende Stellung in
der Zone oder in einem wesent-
lichen Teil derselben in unlaute-
rer Weise ausnützen.

2. Sind Praktiken der in Ab-
satz 1 dieses Artikels beschrie-
benen Art gemäß Artikel 31
vor den Rat gebracht worden,
so kann der Rat in einer Emp-
fehlung gemäß Absatz 3 oder in
einem Beschluß gemäß Absatz 4
des Artikels 31 Vorsorge für die
Veröffentlichung eines Berichtes
über die Angelegenheit treffen.

3. a) Im Lichte der gewonnenen
Erfahrungen prüft der Rat spä-
testens bis zum 31. Dezember
1964 und kann auch jederzeit
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danach prüfen, ob zusätzliche
oder abweichende Bestimmungen
erforderlich sind, um auf die
von wettbewerbsbeschränkenden
Praktiken oder von beherr-
schenden Unternehmungen aus-
gehenden Folgen für den Handel
zwischen den Mitgliedstaaten
einzuwirken.

b) Eine solche Prüfung schließt
folgende Punkte ein:

i) Bestimmung der wett-
bewerbsbeschränkenden
Praktiken oder der be-
herrschenden Unterneh-
mungen, mit denen der
Rat befaßt werden
sollte;

ii) Methoden zur Beschaf-
fung von Auskünften
über wettbewerbsbe-
schränkende Praktiken
oder beherrschende Un-
ternehmungen;

iii) Verfahrensregeln für
Untersuchungen;

iv) die Frage, ob dem Rat
das Recht zur Einlei-
tung von Untersuchun-
gen übertragen werden
sollte.

c) Der Rat kann die Bestim-
mungen beschließen, die als Er-
gebnis der in lit. a und b dieses
Absatzes vorgesehenen Prüfung
erforderlich scheinen.

ARTIKEL 16

Niederlassung

1. Die Mitgliedstaaten aner-
kennen, daß Beschränkungen
hinsichtlich der Niederlassung
und des Betriebes von wirtschaft-
lichen Unternehmungen auf ihren
Gebieten durch Staatsangehörige
anderer Mitgliedstaaten, wodurch
diesen Staatsangehörigen eine
weniger günstige Behandlung zu-
teil wird als ihren eigenen, nicht
derart angewandt werden sollten,
daß die vom Abbau oder Fehlen
der Zölle und mengenmäßigen
Beschränkungen im Handel zwi-
schen den Mitgliedstaaten er-
warteten Vorteile vereitelt
werden.
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2. Die Mitgliedstaaten wenden
neue Beschränkungen nicht der-
art an, daß sie zu dem in Ab-
satz 1 dieses Artikels festgelegten
Grundsatz in Widerspruch ste-
hen.

3. Die Mitgliedstaaten notifi-
zieren dem Rat innerhalb einer
von ihm beschlossenen Frist die
Einzelheiten aller Beschränkun-
gen, die sie derart anwenden,
daß auf ihren Gebieten hinsicht-
lich der in Absatz 1 dieses Ar-
tikels erwähnten Angelegen-
heiten den Staatsangehörigen
anderer Mitgliedstaaten eine
weniger günstige Behandlung als
ihren eigenen zuteil wird.

4. Der Rat prüft spätestens bis
zum 31. Dezember 1964 und
kann auch jederzeit danach prü-
fen, ob zusätzliche oder ab-
weichende Bestimmungen erfor-
derlich sind, um den in Absatz 1
dieses Artikels festgelegten
Grundsatz zu verwirklichen,
und kann die hiefür erforder-
lichen Bestimmungen beschlie-
ßen.
5. Keine Bestimmung dieses Ar-
tikels hindert einen Mitglied-
staat daran, Maßnahmen zur
Kontrolle der Einreise, des Auf-
enthalts, der Erwerbstätigkeit
und der Ausreise von Auslän-
dern zu treffen oder durchzu-
führen, wenn solche Maßnahmen
aus Gründen der öffentlichen
Ordnung, Volksgesundheit oder
öffentlichen Sittlichkeit oder der
nationalen Sicherheit gerecht-
fertigt sind, oder Maßnahmen,
die einer schweren Störung des
Gleichgewichtes im sozialen oder
demographischen Gefüge jenes
Mitgliedstaates vorbeugen.

6. Im Sinne dieses Artikels

a) sind hinsichtlich eines Mit-
gliedstaates unter „Staatsange-
hörigen" zu verstehen:

i) natürliche Personen, wel-
che die Staatsangehörig-
keit dieses Mitglied-
staates besitzen, und

ii) Gesellschaften und an-
dere juristische Perso-
nen, die auf dem Gebiet
dieses Mitgliedstaates in
Übereinstimmung mit
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den Gesetzen dieses
Staates gegründet wor-
den sind und von ihm
als inländisch angesehen
werden, vorausgesetzt,
daß sie für auf Gewinn
gerichtete Zwecke gebil-
det wurden, ihren sat-
zungsmäßigen Sitz und
ihre zentrale Verwal-
tung in der Zone haben
und dort einen wesent-
lichen Teil ihrer Tätig-
keit entfalten;

b) sind unter „wirtschaftlichen
Unternehmungen" jede Art
wirtschaftlicher Unternehmun-
gen für. die Erzeugung von oder
den Handel mit Waren, die
Zonenursprung haben, zu ver-
stehen, gleichgültig, ob diese
Unternehmungen von natür-
lichen Personen oder durch Ver-
tretungen, Zweigniederlassun-
gen, Gesellschaften oder andere
juristische Personen betrieben
werden.

ARTIKEL 17

Einfuhr von Waren, die Gegen-
stand eines Dumpings oder sub-

ventioniert sind
1. Keine Bestimmung dieses
Übereinkommens hindert einen
Mitgliedstaat daran, im Ein-
klang mit seinen sonstigen inter-
nationalen Verpflichtungen
Maßnahmen gegen die Einfuhr
von Waren zu ergreifen, die Ge-
genstand eines Dumpings oder
subventioniert sind.

2. Waren, die aus dem Gebiete
eines Mitgliedstaates in das Ge-
biet eines anderen Mitglied-
staates ausgeführt und seit ihrer
Ausfuhr nicht bearbeitet wur-
den, werden bei der Wiederein-
fuhr in das Gebiet des erstge-
nannten Mitgliedstaates frei von
mengenmäßigen Beschrankun-
gen und Maßnahmen gleicher
Wirkung zugelassen. Sie werden
auch frei von Zöllen und Ab-
gaben gleicher Wirkung zuge-
lassen; doch können Vergünsti-
gungen, die wegen der Ausfuhr
aus dem Gebiet des erstgenann-
ten Mitgliedstaates in Form von
Zollrückvergütungen („draw-
back"), Zollbefreiungen oder in
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anderer Form gewährt wurden,
rückgängig gemacht werden.

3. Wenn eine Erzeugung im Ge-
biet eines Mitgliedstaates ernst-
lichen Schaden leidet oder von
ernstlichem Schaden bedroht ist,
weil in das Gebiet eines anderen
Mitgliedstaates Waren einge-
führt werden, die Gegenstand
eines Dumpings oder subventio-
niert sind, so prüft der letztere
Mitgliedstaat auf Ersuchen des
ersteren die Möglichkeit, im Ein-
klang mit seinen internationa-
len Verpflichtungen Maßnah-
men zur Behebung des einge-
tretenen oder zur Abwendung
des drohenden Schadens zu tref-
fen.

ARTIKEL 18

Ausnahmen aus Gründen der
Sicherheit

1. Keine Bestimmung dieses
Abkommens hindert einen Mit-
gliedstaat daran, jene Maß-
nahmen zu treffen, die er zum
Schutz seiner wesentlichen Si-
cherheitsinteressen als erforder-
lich erachtet, soweit diese Maß-
nahmen

a) getroffen werden, um die
Preisgabe von Informationen zu
verhindern,

b) sich auf den Handel mit
Waffen, Munition oder Kriegs-
material oder auf die für Ver-
teidigungszwecke unerläßliche
Forschung, Entwicklungsarbeit
oder Erzeugung beziehen, vor-
ausgesetzt, daß diese Maß-
nahmen nicht die Anwendung
von Einfuhrzöllen oder mengen-
mäßigen Einfuhrbeschränkungen
umfassen, es sei denn, diese Be-
schränkungen seien gemäß Ar-
tikel 12 oder auf Grund einer
vom Rat beschlossenen Ermäch-
tigung erlaubt,

c) getroffen werden, um zu
gewährleisten, daß für friedliche
Zwecke bestimmte Kernmateria-
lien und Atomausrüstungen
nicht militärischen Zwecken
dienen, oder

d) in Kriegszeiten oder bei
schweren Spannungen in den
internationalen Beziehungen ge-
troffen werden.
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2. Keine Bestimmung dieses Ab-
kommens hindert einen Mit-
gliedstaat daran, Maßnahmen
zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen zu treffen, die dieser Mit-
gliedstaat zur Erhaltung des
Friedens und der internationalen
Sicherheit eingegangen ist.

ARTIKEL 19

Zahlungsbilanzschwierigkeiten

1. Ungeachtet der Bestimmungen
des Artikels 10 kann jeder Mit-
gliedstaat im Einklang mit sei-
nen anderen internationalen
Verpflichtungen mengenmäßige
Einfuhrbeschränkungen zum
Schutze seiner Zahlungsbilanz
einführen.

2. Ein Mitgliedstaat, der Maß-
nahmen gemäß Absatz 1 dieses
Artikels trifft, notifiziert sie
dem Rat womöglich vor deren
Inkrafttreten. Der Rat prüft die
Lage und widmet ihr laufend
seine Aufmerksamkeit und kann
jederzeit mit Stimmenmehrheit
Empfehlungen machen, um schä-
digende Auswirkungen dieser
Beschränkungen zu mildern oder
um dem betreffenden Mitglied-
staat bei der Überwindung sei-
ner Schwierigkeiten beizustehen.
Wenn die Zahlungsbilanzschwie-
rigkeiten länger als 18 Monate
andauern und die angewandten
Maßnahmen das Funktionieren
der Assoziation ernsthaft stören,
prüft der Rat die Lage und
kann, indem er auf die Interes-
sen aller Mitgliedstaaten Bedacht
nimmt, durch Mehrheitsbe-
schluß besondere Verfahren fest-
legen, um die Auswirkungen
dieser Maßnahmen abzuschwä-
chen oder auszugleichen.

3. Ein Mitgliedstaat, der Maß-
nahmen gemäß Absatz 1 dieses
Artikels getroffen hat, nimmt
auf seine Verpflichtung, Arti-
kel 10 wiederum voll anzuwen-
den, Bedacht und unterbreitet
dem Rat, sobald sich die Lage
seiner Zahlungsbilanz bessert,
Vorschläge, wie dies erreicht
werden soll. Erachtet der Rat
diese Vorschläge als nicht ange-
messen, so kann er diesem Mit-
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gliedstaat mit Stimmenmehrheit
andere diesem Zwecke dienende
Regelungen empfehlen.

ARTIKEL 20

Schwierigkeiten in bestimmten
Wirtschaftszweigen

1. Wenn im Gebiet eines Mit-
gliedstaates

a) ein bedeutendes Anstei-
gen der Arbeitslosigkeit
in einem bestimmten
Wirtschaftszweig oder in
einer bestimmten Ge-
gend durch einen wesent-
lichen Rückgang der in-
ländischen Nachfrage nach
einem einheimischen Er-
zeugnis verursacht wird,
und

b) dieser Rückgang der
Nachfrage auf eine Er-
höhung der Einfuhren
aus dem Gebiet anderer
Mitgliedstaaten als Er-
gebnis des fortschreiten-
den Abbaus der Zölle,
Abgaben und mengen-
mäßigen Beschränkungen
gemäß den Artikeln 3, 6
und 10 zurückzuführen
ist,

so kann dieser Mitgliedstaat,
ungeachtet der sonstigen Bestim-
mungen dieses Übereinkom-
mens,

i) diese Einfuhren durch
mengenmäßige Beschrän-
kungen auf ein Ausmaß
begrenzen, das nicht ge-
ringer ist als das Ausmaß
dieser Einfuhren wäh-
rend eines zwölfmonati-
gen Zeitraumes, der im
Laufe der letzten zwölf
Monate vor Inkrafttre-
ten der Beschränkungen
zu Ende gegangen ist;
diese Beschränkungen dür-
fen höchstens achtzehn
Monate aufrechterhalten
werden, es sei denn, der
Rat erteilt durch Mehr-
heitsbeschluß die Er-
mächtigung zu ihrer Bei-
behaltung für die Dauer
und zu den Bedingungen,
die er für angemessen er-
achtet; und
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ii) andere Maßnahmen er-
greifen, entweder an-
stelle der oder neben
den Einfuhrbeschränkun-
gen gemäß Ziffer i) die-
ses Absatzes, zu denen
der Rat durch Mehrheits-
beschluß die Ermächti-
gung erteilt.

2. Bei Anwendung von Maß-
nahmen gemäß Absatz 1 dieses
Artikels behandelt ein Mitglied-
staat die Einfuhren aus dem Ge-
biet aller anderen Mitgliedstaa-
ten gleich.

3. Ein Mitgliedstaat, der Be-
schränkungen gemäß Absatz 1
Ziffer i) dieses Artikels anwen-
det, notifiziert sie dem Rat wo-
möglich vor ihrem Inkrafttre-
ten. Der Rat kann jederzeit
diese Beschränkungen prüfen
und mit Stimmenmehrheit Emp-
fehlungen machen, um schädi-
gende Auswirkungen dieser Be-
schränkungen zu mildern oder
um dem betroffenen Mitglied-
staat bei der Überwindung sei-
ner Schwierigkeiten beizustehen.

4. Ist ein Mitgliedstaat zu
irgendeinem Zeitpunkt nach
dem 1. Juli 1960 der Ansicht,
daß die Anwendung des Ar-
tikels 3 Absatz 2 l i t a und des
Artikels 6 Absatz 3 auf irgend-
eine Ware zu der in Absatz 1
dieses Artikels beschriebenen
Lage führen würde, so kann er
dem Rat einen anderen Sen-
kungsplan für den betreffen-
den Einfuhrzoll oder für das
betreffende Schutzelement vor-
schlagen. Erachtet der Rat den
Vorschlag als gerechtfertigt, so
kann er diesen Mitgliedstaat
durch Mehrheitsbeschluß er-
mächtigen, einen anderen Sen-
kungsplan anzuwenden, voraus-
gesetzt, daß die Verpflichtungen
zur endgültigen Beseitigung des
Einfuhrzolles oder des Schutz-
elementes gemäß Artikel 3
Absatz 2 lit. b und Artikel 6
Absatz 3 erfüllt werden.

5. Wenn der Rat vor dem
1. Jänner 1970 der Ansicht ist,
daß auch nachher ähnliche Be-
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Stimmungen wie jene der Ab-
sätze 1 bis 3 dieses Artikels er-
forderlich sind, kann er be-
schließen, daß solche Bestim-
mungen für einen beliebigen
Zeitraum nach diesem Datum
gelten.

ARTIKEL 21

Landwirtschaftliche Erzeug-
nisse

1. Im Hinblick auf die beson-
deren für die Landwirtschaft
maßgebenden Erwägungen fin-
den die Bestimmungen aller
vorangegangenen Artikel dieses
Übereinkommens, mit Aus-
nahme der Artikel 1 und 17,
keine Anwendung auf die in
Anhang D enthaltenen land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse. Der
Rat kann Änderungen der Be-
stimmungen dieses Absatzes
sowie des Anhanges D be-
schließen.

2. Die besonderen Bestimmun-
gen, welche auf die genannten
landwirtschaftlichen Erzeug-
nisse Anwendung finden, sind
in den Artikeln 22 bis 25 fest-
gelegt.

ARTIKEL 22

Landwirtschaftspolitik und
Zielsetzung

1. Die Mitgliedstaaten aner-
kennen, daß die von ihnen ver-
folgte Landwirtschaftspolitik
darauf hinzielt,

a) die Steigerung der Pro-
duktivität und die ratio-
nelle und wirtschaftliche
Entwicklung der Erzeu-
gung zu fördern,

b) eine angemessene Stabili-
tät der Märkte und eine
hinreichende Versorgung
der Verbraucher zu an-
gemessenen Preisen zu er-
möglichen, und

c) den in der Landwirt-
schaft tätigen Personen
einen angemessenen Le-
bensstandard zu sichern.

Bei der Verfolgung dieser Po-
litik nehmen die Mitgliedstaa-
ten auf die Interessen anderer
Mitgliedstaaten an der Ausfuhr
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landwirtschaftlicher Erzeugnisse
gebührend Bedacht und tragen
den traditionellen Handelsbe-
ziehungen Rechnung.

2. Unter Berücksichtigung die-
ser Politik setzt sich die Asso-
ziation zum Ziele, die Auswei-
tung des Handels zu erleich-
tern, damit den Mitgliedstaaten,
deren Wirtschaft weitgehend
von der Ausfuhr landwirtschaft-
licher Erzeugnisse abhängt, eine
angemessene Gegenseitigkeit er-
möglicht wird.

ARTIKEL 23
Landwirtschaftsabkommen zwi-

schen Mitgliedstaaten

1. In Verfolgung des in Ar-
tikel 22 Absatz 2 dargelegten
Zieles und als Grundlage für
ihre Zusammenarbeit auf dem
Gebiete der Landwirtschaft
haben einige Mitgliedstaaten Ab-
kommen geschlossen, welche die
zur Erleichterung der Auswei-
tung des Handels mit landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen zu er-
greifenden Maßnahmen, ein-
schließlich der Beseitigung von
Zöllen auf gewisse landwirt-
schaftliche Erzeugnisse, festlegen.
Falls zwei oder mehrere Mit-
gliedstaaten zu einem späteren
Zeitpunkt solche Abkommen
schließen, setzen sie vor deren
Inkrafttreten die anderen Mit-
gliedstaaten davon in Kenntnis.

2. Die gemäß Absatz 1 dieses
Artikels geschlossenen Abkom-
men sowie alle von den Par-
teien vereinbarten Änderungen
dieser Abkommen bleiben so-
lange wie dieses Übereinkom-
men in Kraft. Abschriften die-
ser Abkommen werden den an-
deren Mitgliedstaaten unverzüg-
lich nach Unterzeichnung über-
mittelt, und eine beglaubigte
Abschrift wird bei der Regie-
rung Schwedens hinterlegt.

3. Alle Bestimmungen dieser
Abkommen hinsichtlich der
Zölle finden auch zugunsten
aller anderen Mitgliedstaaten
Anwendung, und die sich dar-
aus ergebenden Vorteile können
im Falle einer Abkommens-
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änderung nur mit Zustimmung
aller Mitgliedstaaten zurück-
gezogen werden.

ARTIKEL 24

Beihilfen für die Ausfuhr land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse

1. Ein Mitgliedstaat darf die
Interessen anderer Mitgliedstaa-
ten nicht dadurch schädigen, daß
er für ein im Anhang D ge-
nanntes Erzeugnis direkt oder
indirekt Beihilfen gewährt, die
ein Ansteigen seiner Ausfuhren
des betreffenden Erzeugnisses,
verglichen mit den Ausfuhren
in einem nicht lange zurück-
liegenden repräsentativen Zeit-
raum, zur Folge haben.

2. Vor dem 1. Jänner 1962 ver-
folgt der Rat das Ziel, Regeln
für die schrittweise Abschaffung
von Beihilfen für Ausfuhren,
die für andere Mitgliedstaaten
nachteilig sind, aufzustellen.

3. Die Befreiung eines ausge-
führten Erzeugnisses von Zöl-
len, Steuern oder sonstigen Ab-
gaben, mit denen das gleiche Er-
zeugnis belastet wird, wenn es
für den inländischen Verbrauch
bestimmt ist, oder die Erlassung
oder die Rückerstattung solcher
Zölle, Steuern oder anderer Ab-
gaben bis zum angefallenen Be-
trag ist nicht als Beihilfe im
Sinne dieses Artikels zu ver-
stehen.

ARTIKEL 25

Konsultationen über den Han-
del mit landwirtschaftlichen

Erzeugnissen

Der Rat widmet den Bestim-
mungen der Artikel 21 bis 25
laufend seine Aufmerksamkeit
und überprüft einmal jährlich
die Entwicklung des Handels
mit landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen innerhalb der Zone. Der
Rat prüft, welche weiteren
Maßnahmen in Verfolgung des
in Artikel 22 festgelegten Zieles
zu treffen sind.

ARTIKEL 26

Fische und Meeresprodukte

1. Die Bestimmungen aller vor-
angegangenen Artikel dieses



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 921

Übereinkommens, mit Aus-
nahme der Artikel 1 und 17,
finden auf die in Anhang E
enthaltenen Fische und Meeres-
produkte keine Anwendung.
Die besonderen Bestimmungen,
die auf die genannten Fische
und Meeresprodukte Anwen-
dung finden, sind in den Ar-
tikeln 27 und 28 festgelegt.

2. Der Rat kann beschließen,
einzelne Erzeugnisse aus der in
Anhang E. enthaltenen Liste zu
streichen.

ARTIKEL 27

Zielsetzung für den Handel mit
Fischen und Meeresprodukten

Unter Berücksichtilgung der
von den Mitgliedstaaten ver-
folgten nationalen Politik und
der in der Fischereiindustrie
gegebenen besonderen Verhält-
nisse setzt sich die Assoziation
zum Ziel, die Ausweitung des
Handels mit Fischen und Mee-
resprodukten zu erleichtern,
damit den Mitgliedstaaten, deren
Wirtschaft weitgehend von der
Ausfuhr dieser Erzeugnisse ab-
hängt, eine angemessene Gegen-
seitigkeit ermöglicht wird.

ARTIKEL 28

Handel mit Fischen und Meeres-
produkten

Der Rat beginnt vor dem
1. Jänner 1961 die Prüfung von
Regelungen für den Handel
mit den im Anhang E enthalte-
nen Erzeugnissen, wobei auf die
in Artikel 27 festgelegte Ziel-
setzung Bedacht genommen
wird. Diese Prüfung ist vor dem
1. Jänner 1962 abzuschließen.

ARTIKEL 29

Unsichtbare Transaktionen und
Überweisungen

Die Mitgliedstaaten anerken-
nen die Bedeutung der unsicht-
baren Transaktionen und Über-
weisungen für das gute Funktio-
nieren der Assoziation. Sie sind
der Auffassung, daß die von
ihnen im Rahmen anderer inter-
nationaler Organisationen über-
nommenen Verpflichtungen hin-
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sichtlich der Freizügigkeit sol-
cher Transaktionen und Über-
weisungen zurzeit ausreichend
sind. Unter gebührender Be-
rücksichtigung der weiteren in-
ternationalen Verpflichtungen
der Mitgliedstaaten kann der
Rat hinsichtlich solcher Trans-
aktionen und Überweisungen
jene anderen Bestimmungen be-
schließen, die wünschenswert er-
scheinen.

ARTIKEL 30
Wirtschafts- und Finanzpolitik

Die Mitgliedstaaten anerken-
nen, daß die von ihnen ver-
folgte Wirtschafts- und Finanz-
politik die Wirtschaft anderer
Mitgliedstaaten beeinflußt, und
beabsichtigen, diese Politik in
einer solchen Weise zu verfol-
gen, daß die Ziele der Assozia-
tion gefördert werden. Die Mit-
gliedstaaten tauschen regelmäßig
ihre Ansichten über die verschie-
denen Gesichtspunkte dieser von
ihnen verfolgten Politik aus.
Dabei berücksichtigen sie die
entsprechenden Arbeiten der
Organisation für europäische
wirtschaftliche Zusammenarbeit
und anderer internationaler Or-
ganisationen. Der Rat kann über
Angelegenheiten, die diese Poli-
tik betreffen, Empfehlungen an
die Mitgliedstaaten richten, so-
weit dies für die Verwirk-
lichung der Ziele und für das
reibungslose Funktionieren der
Assoziation erforderlich ist.

ARTIKEL 31
Allgemeines Konsultations- und

Beschwerdeverfahren
1. Ist ein Mitgliedstaat der An-
sicht, daß ein Vorteil, der ihm
dieses Übereinkommen ein-
räumt, oder ein Ziel der Assozia-
tion vereitelt wird oder werden
könnte, und kommt zwischen
den beteiligten Mitgliedstaaten
keine befriedigende Regelung
zustande, so kann jeder dieser
Mitgliedstaaten die Angelegen-
heit vor den Rat bringen.
2. Der Rat trifft unverzüglich
mit Stimmenmehrheit Vorkeh-
rungen für die Prüfung der An-
gelegenheit. Diese Vorkehrungen
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können die Überweisung an ein
gemäß Artikel 33 geschaffenes
Prüfungskomitee einschließen.
Bevor der Rat gemäß Absatz 3
dieses Artikels vorgeht, über-
weist er auf Ersuchen eines be-
teiligten Mitgliedstaates die An-
gelegenheit einem solchen Prü-
fungskomitee. Die Mitglied-
staaten erteilen alle Informa-
tionen, die sie beschaffen
können, und- helfen bei der Er-
mittlung des Sachverhaltes mit.

3. Bei der Prüfung der Ange-
legenheit zieht der Rat in Be-
tracht, ob festgestellt wurde, daß
eine Verpflichtung aus diesem
Übereinkommen nicht erfüllt
wurde, und ob und inwieweit
ein durch dieses Übereinkom-
men eingeräumter Vorteil oder
ein Ziel der Assoziation vereitelt
wird oder werden könnte. Im
Lichte dieser Erwägungen und
des Berichtes eines gegebenen-
falls eingesetzten Prüfungs-
komitees kann der Rat mit
Stimmenmehrheit an irgend-
einen Mitgliedstaat jene Emp-
fehlungen, richten, die er für an-
gemessen erachtet.

4. Wenn ein Mitgliedstaat einer
gemäß Absatz 3 dieses Artikels
gemachten Empfehlung nicht
nachkommt oder nicht nach-
kommen kann, und der Rat mit
Stimmenmehrheit feststellt, daß
eine Verpflichtung aus diesem
Übereinkommen nicht erfüllt
wurde, so kann der Rat durch
Mehrheitsbeschluß jeden Mit-
gliedstaat ermächtigen, gegen-
über jenem Mitgliedstaat, wel-
cher der Empfehlung nicht nach-
gekommen ist, die Erfüllung
jener Verpflichtungen aus die-
sem Übereinkommen auszuset-
zen, bei denen dies der Rat für
angemessen erachtet.

5. Solange die Angelegenheit in
Prüfung ist, kann jeder Mitglied-
staat den Rat jederzeit ersuchen,
ihn aus Gründen der Dringlich-
keit zu ermächtigen, vorüber-
gehende Maßnahmen zur Wah-
rung seiner Lage zu ergreifen.
Ist der Rat der Ansicht, daß die
Umstände schwerwiegend genug
sind, um vorübergehende Maß-
nahmen zu rechtfertigen, so
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kann er, ohne den Maßnahmen
vorzugreifen, die er in der Folge
gemäß den vorstehenden Ab-
sätzen dieses Artikels treffen
könnte, durch Mehrheitsbeschluß
einen Mitgliedstaat ermächtigen,
die Erfüllung seiner Verpflich-
tungen aus diesem Abkommen
insoweit und so lange auszuset-
zen, als dies der Rat für ange-
messen erachtet.

ARTIKEL 32

Der Rat

1. Dem Rat obliegt es,

a) jene Befugnisse und Tä-
tigkeiten auszuüben, die
ihm durch dieses Über-
einkommen übertragen
werden,

b) die Anwendung dieses
Übereinkommens zu
überwachen und dessen
Durchführung laufend zu
beaufsichtigen, und

c) zu prüfen, ob die Mit-
gliedstaaten weitere Maß-
nahmen treffen sollten,
um die Verwirklichung
der Ziele der Assoziation
zu fördern und um die
Herstellung engerer Be-
ziehungen mit anderen
Staaten, Staatenverbän-
den oder internationalen
Organisationen zu er-
leichtern.

2. Jeder Mitgliedstaat ist im Rat
vertreten und hat eine Stimme.

3. Der Rat kann beschließen,
jene Organe, Komitees oder
andere Ausschüsse zu schaffen,
die er für erforderlich erachtet,
damit sie ihn bei der Erfüllung
seiner Aufgaben unterstützen.

4. In Ausübung seiner Obliegen-
heiten gemäß Absatz 1 dieses
Artikels kann der Rat Beschlüsse
fassen, die für alle Mitglied-
staaten bindend sind, und Emp-
fehlungen an die Mitgliedstaaten
richten.

5. Für Beschlüsse und Empfeh-
lungen des Rates ist Einstimmig-
keit erforderlich, sofern dieses
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Übereinkommen nichts anderes
vorsieht. Beschlüsse oder Emp-
fehlungen gelten als einstimmig,
wenn kein Mitgliedstaat eine
ablehnende Stimme abgibt. Be-
schlüsse und Empfehlungen, für
die Stimmenmehrheit vor-
gesehen ist, erfordern die be-
jahende Stimme von vier Mit-
gliedstaaten.

6. Ändert sich die Zahl der Mit-
gliedstaaten, so kann der Rat
beschließen, die Zahl der erfor-
derlichen Stimmen für Be-
schlüsse und Empfehlungen, für
die Stimmenmehrheit vor-
gesehen ist, neu festzusetzen.

ARTIKEL 33

Prüfungskomitees

Die in Artikel 31 erwähnten
Prüfungskomitees bestehen aus
Personen, die wegen ihrer fach-
lichen Eignung und Integrität
ausgewählt werden und die in
der Ausübung ihrer Pflichten
außer von der Assoziation von
keinem Staat, von keiner Be-
hörde und von keiner Organisa-
tion Weisungen einholen oder
entgegennehmen dürfen. Sie
werden vom Rat gemäß jenen
Bestimmungen und Bedingungen
ernannt, die von ihm beschlossen
werden.

ARTIKEL 34

Administrative Vorkehrungen
der Assoziation

Der Rat faßt Beschlüsse, um

a) die Verfahrensregeln des
Rates und aller anderen
Organe der Assoziation
festzulegen, wobei für
Verfahrensfragen Mehr-
heitsbeschlüsse vorgesehen
werden können;

b) die Vorkehrungen für die
Sekretariatsdienste, die
für die Assoziation er-
forderlich sind, zu tref-
fen;

c) die erforderlichen finan-
ziellen Vorkehrungen für
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die Verwaltungsausgaben
der Assoziation, das Ver-
fahren für die Aufstel-
lung des Budgets sowie
die Aufteilung dieser
Ausgaben auf die Mit-
gliedstaaten zu treffen.

ARTIKEL 35

Rechtsfähigkeit, Privilegien und
Immunitäten

1. Die Rechtsfähigkeit sowie die
Privilegien und Immunitäten,
die im Zusammenhang mit der
Assoziation von den Mitglied-
staaten anerkannt und gewährt
werden, sind in einem Protokoll
zu diesem Übereinkommen fest-
zulegen.

2. Der Rat kann im Namen der
Assoziation mit der Regierung
jenes Staates, auf dessen Gebiet
sich der Sitz der Assoziation be-
finden wird, ein Abkommen
über die Rechtsfähigkeit sowie
die Privilegien und Immunitäten
abschließen, die im Zusammen-
hang mit der Assoziation an-
erkannt und gewährt werden.

ARTIKEL 36

Beziehungen zu anderen inter-
nationalen Organisationen

Der Rat trachtet danach, im
Namen der Assoziation zu an-
deren internationalen Organisa-
tionen jene Beziehungen her-
zustellen, die geeignet sind, die
Verwirklichung der Ziele der
Assoziation zu erleichtern. Er
trachtet insbesondere danach,
mit der Organisation für euro-
päische wirtschaftliche Zusam-
menarbeit ein enges Zusammen-
wirken herzustellen.

ARTIKEL 37

Verpflichtungen aus anderen
internationalen Übereinkommen

Keine Bestimmung dieses
Übereinkommens kann dahin
ausgelegt werden, daß ein Mit-
gliedstaat von den Verpflichtun-
gen befreit würde, die er auf
Grund des Abkommens über die
europäische wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit, des Abkommens
über den Internationalen Wäh-
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rungsfonds, des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens
sowie anderer internationaler
Übereinkommen, an denen er
teilnimmt, übernommen hat.

ARTIKEL 38

Anhänge

Die Anhänge zu diesem Über-
einkommen bilden einen inte-
grierenden Bestandteil desselben
und sind die folgenden:

ARTIKEL 39

Ratifikation

Dieses Übereinkommen be-
darf der Ratifikation durch die
Signatarstaaten. Die Ratifika-
tionsurkunden werden bei der
Regierung Schwedens hinterlegt,
die allen anderen Signatarstaaten
eine entsprechende Notifikation
übermittelt.
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ARTIKEL 40

Inkrafttreten

Dieses Übereinkommen tritt
in Kraft, sobald alle Signatar-
staaten ihre Ratifikations-
urkunde hinterlegt haben.

ARTIKEL 41

Beitritt und Assoziierung

1. Jeder Staat kann diesem
Übereinkommen beitreten, vor-
ausgesetzt, daß der Rat seinem
Beitritt durch Beschluß zu-
stimmt, und unter den Bestim-
mungen und Bedingungen, die
in diesem Beschluß festgelegt
sind. Die Beitrittsurkunde wird
bei der Regierung Schwedens
hinterlegt, die allen anderen
Mitgliedstaaten eine entspre-
chende Notifikation übermittelt.
Hinsichtlich eines beitretenden
Staates tritt dieses Übereinkom-
men zu jenem Zeitpunkt in
Kraft, der im Beschluß des Rates
angegeben ist.

2. Der Rat kann über ein Über-
einkommen zwischen den Mit-
gliedstaaten und einem anderen
Staat, einem Staatenverband
oder einer internationalen Orga-
nisation verhandeln, das eine
Assoziierung mit jenen gegen-
seitigen Rechten und Pflichten,
jenem gemeinsamen Vorgehen
und jenen besonderen Verfahren
herstellt, die für angemessen er-
achtet werden. Solche Überein-
kommen werden den Mitglied-
staaten zur Annahme unter-
breitet und treten in Kraft, so-
fern sie von allen Mitglied-
staaten angenommen werden.
Die Annahmeurkunden werden
bei der Regierung Schwedens
hinterlegt, die allen anderen
Mitgliedstaaten eine entspre-
chende Notifikation übermittelt.

ARTIKEL 42

Rücktritt

Jeder Mitgliedstaat kann
von diesem Übereinkommen
unter der Voraussetzung zu-
rücktreten, daß er zwölf Monate
vorher an die Regierung



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 929

Schwedens eine schriftliche Kün-
digung richtet, die allen an-
deren Mitgliedstaaten eine ent-
sprechende Notifikation über-
mittelt.

ARTIKEL 43

Territorialer Anwendungs-
bereich

1. Hinsichtlich der Mitglied-
staaten, die dieses Übereinkom-
men unterzeichnet haben, findet
es auf ihre europäischen Ge-
biete Anwendung sowie auf
jene europäischen Gebiete, für
deren internationale Beziehun-
gen ein Mitgliedstaat verant-
wortlich ist, mit Ausnahme
der im Anhang F genannten
Gebiete.

2. Dieses Übereinkommen findet
auf die in Anhang F genannten
Gebiete Anwendung, wenn der
für ihre internationalen Be-
ziehungen verantwortliche Mit-
gliedstaat bei der Ratifikation
oder zu einem späteren Zeit-
punkt eine entsprechende Er-
klärung abgibt.

3. Hinsichtlich eines Mitglied-
staates, der diesem Überein-
kommen gemäß Artikel 41
Absatz 1 beitritt, findet dieses
Übereinkommen auf jene Ge-
biete Anwendung, die im Be-
schluß über die Zustimmung
zum Beitritt dieses Staates ge-
nannt sind.

4. Die Mitgliedstaaten aner-
kennen, daß einzelne Mitglied-
staaten zu einem späteren Zeit-
punkt möglicherweise vorschla-
gen wollen, daß die Anwendung
dieses Übereinkommens unter
noch festzulegenden Bestim-
mungen und Bedingungen aus-
gedehnt werde auf jene ihrer
Gebiete, auf die es noch nicht
angewandt wird, oder auf jene
Gebiete, für deren internatio-
nale Beziehungen sie verant-
wortlich sind und auf die es
noch nicht angewandt wird, so-
wie daß Vereinbarungen mit
gegenseitigen Rechten und
Pflichten hinsichtlich dieser Ge-
biete getroffen werden.
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5. In diesem Falle finden zu ge-
gebener Zeit zwischen allen Mit-
gliedstaaten Konsultationen statt,
um den Bestimmungen von Ab-
satz 4 dieses Artikels Wirksam-
keit zu verleihen. Der Rat
kann durch Beschluß die Be-
stimmungen und Bedingungen
gutheißen, unter denen die An-
wendung dieses Abkommens auf
diese Gebiete ausgedehnt wer-
den kann; er kann auch durch
Beschluß die besonderen Bestim-
mungen und Bedingungen sol-
cher Vereinbarungen gutheißen.

6. Wird ein Gebiet, für dessen
internationale Beziehungen ein
Mitgliedstaat verantwortlich ist
und auf welches dieses Überein-
kommen Anwendung findet, ein
souveräner Staat, so finden die
Bestimmungen dieses Überein-
kommens, die auf dieses Gebiet
angewandt werden, weiterhin
Anwendung, falls der neue Staat
darum ersucht. Der neue Staat
hat das Recht, an den Arbeiten
der Institutionen der Assozia-
tion teilzunehmen; der Rat be-
schließt im Einvernehmen mit
dem neuen Staat die erforder-
lichen Vorkehrungen, um diese
Teilnahme wirksam werden zu
lassen. Das Übereinkommen
findet auf dieser Grundlage
weiterhin auf den neuen Staat
so lange Anwendung, bis seine
Teilnahme in der gleichen Weise
beendet wird, wie dies für Mit-
gliedstaaten vorgesehen ist, oder,
wenn seinem Beitritt als Mit-
gliedstaat gemäß Artikel 41
Absatz 1 zugestimmt wird, bis
dieser Beitritt wirksam wird.

7. Die Anwendung dieses Über-
einkommens auf ein Gebiet ge-
mäß den Absätzen 2, 3 oder 5
dieses Artikels kann durch den
betreffenden Mitgliedstaat unter
der Voraussetzung beendet wer-
den, daß er zwölf Monate vor-
her eine schriftliche Kündigung
übermittelt.

8. Erklärungen und Kündigun-
gen gemäß diesem Artikel wer-
den an die Regierung Schwedens
gerichtet, die allen anderen Mit-
gliedstaaten eine entsprechende
Notifikation übermittelt.
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ARTIKEL 44

Änderungen des Überein-
kommens

Sofern nicht an einer anderen
Stelle dieses Übereinkommens
einschließlich seiner Anhänge
Bestimmungen für Änderungen
vorgesehen sind, wird jede Än-
derung der Bestimmungen dieses
Übereinkommens den Mitglied-
staaten zur Annahme unter-
breitet, wenn sie durch Beschluß
des Rates gutgeheißen worden
ist; sie tritt in Kraft, so-
bald sie von allen Mitglied-
staaten angenommen worden
ist. Die Annahmeurkunden wer-
den bei der Regierung Schwe-
dens hinterlegt, die allen an-
deren Mitgliedstaaten eine ent-
sprechende Notifikation über-
mittelt.

ZU URKUND DESSEN
haben die Unterzeichneten, die
hiezu gebührend bevollmächtigt
sind, das vorliegende Überein-
kommen unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Stockholm,
am 4. Jänner 1960 in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei jeder Wortlaut in
gleicher Weise maßgebend ist,
in einer einzigen Ausfertigung,
die bei der Regierung Schwe-
dens hinterlegt wird, die allen
anderen Signatarstaaten und
allen beitretenden Staaten eine
beglaubigte Abschrift übermit-
telt.
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ANHANG A

Ausgangszölle

1. Unter dem zu irgendeinem
Datum auf eine Ware ange-
wandten Einfuhrzoll im Sinne
des Artikels 3 Absatz 3 und
dieses Anhanges ist jener Zoll-
satz zu verstehen, der zu diesem
Datum tatsächlich in Kraft steht
und auf Einfuhren der betreffen-
den Ware erhoben wird. Wird
jedoch die Einfuhr bestimmter
Warenmengen oder Sendungen
im Rahmen eines administra-
tiven Bewilligungsverfahrens
oder Kontrollsystems zu einem
niedrigeren als dem sonst für
Einfuhren der betreffenden Ware
vorgesehenen Zollsatz gestattet,
so gilt dieser niedrigere Zoll-
satz nicht als der auf die be-
treffende Ware angewandte Ein-
fuhrzoll. Wird dagegen ein nied-
rigerer Zollsatz bedingungslos
und ohne mengenmäßige Be-
grenzung auf Einfuhren einer
Ware wegen ihres Verwendungs-
zweckes angewandt, dann gilt
dieser Satz als der auf diese
Ware angewandte Einfuhrzoll,
wenn diese Ware für diesen
Verwendungszweck eingeführt
wird.

2. Ist in einem Mitgliedstaat
der Einfuhrzoll für eine Ware
am 1. Jänner 1960 zeitweilig
aufgehoben oder ermäßigt, so
kann dieser Mitgliedstaat den
Einfuhrzoll für diese Ware bis
zum 31. Dezember 1964 jeder-
zeit wiederherstellen, vorausge-
setzt, daß

a) die Industrie in seinem
Gebiet erhebliche Aufwendun-
gen für die Entwicklung der
Erzeugung der betreffenden Ware
vor dem Zeitpunkt der Unter-
zeichnung dieses Übereinkom-
mens auf sich genommen hat,
und

b) die Umstände die An-
nahme gerechtfertigt erscheinen
lassen, daß der Wettbewerb,
dem die Ware seitens anderer
Mitgliedstaaten ausgesetzt ist,
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ein wesentliches Element in der
Kalkulation der betreffenden In-
dustrie bei Vornahme ihrer In-
vestition war, und

c) die Ware entweder in
einer Liste enthalten ist, die den
anderen Signatarstaaten dieses
Übereinkommens vor dem Zeit-
punkt seiner Unterzeichnung no-
tifiziert wurde, oder der Rat
die Wiederherstellung durch
Mehrheitsbeschluß gutgeheißen
hat.

3. Ein Mitgliedstaat kann den
Einfuhrzoll auf eine Ware anders
als gemäß Absatz 2 dieses An-
hangs wiederherstellen, sofern
er davon alle anderen Mitglied-
staaten mindestens einen Monat
vor Wiederherstellung des Zolles
in Kenntnis gesetzt hat. Hat
jedoch ein anderer Mitglied-
staat zu dieser Zeit oder später
ein praktisches Interesse an der
Ware, d. h. wenn er diese Ware
in bedeutenden Mengen erzeugt
und ausführt und dies gegen-
über jenem Mitgliedstaat be-
kanntgibt, der die Wiederher-
stellung des Zolles beabsichtigt
oder den Zoll wiederhergestellt
hat, dann darf dieser letztere
Mitgliedstaat diesen Zoll nicht
wiederherstellen oder hat ihn
wieder zu beseitigen. Der Rat
kann durch Mehrheitsbeschluß
feststellen, daß ein Mitglied-
staat kein praktisches Interesse
an der Ware hat.

4. Vom Zeitpunkt der Wieder-
herstellung gemäß den Ab-
sätzen 2 oder 3 dieses Anhanges
an darf der Zoll den gemäß
Artikel 3 dieses Übereinkom-
mens zulässigen Zoll nicht über-
schreiten, wobei als Ausgangs-
zoll jener Zoll angenommen
wird, der am 1. Jänner 1960
angewandt worden wäre, wenn
er zu diesem Datum nicht zeit-
weilig aufgehoben oder ermä-
ßigt gewesen wäre.

5. Für Dänemark gilt als Aus-
gangszoll für eine Ware der
am 1. März 1960 auf Einfuhren



934 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100

dieser Ware aus anderen Mit-
gliedstaaten angewandte Zoll.

6. Für Norwegen gilt als Aus-
gangszoll für jede der folgenden
Waren der bei dieser Ware
angegebene Zollsatz oder jener
niedrigere Zollsatz, der zu dem
hiefür maßgeblichen Datum in
Liste XIV zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen
angegeben ist:
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7. Für das Vereinigte König-
reich gilt als der Ausgangszoll
für die folgenden Waren ein
Zoll von 33 1/3% des Wertes:
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Die Bestimmungen dieses Ab-
satzes werden unter der Voraus-
setzung wirksam, daß der Zoll
von 33 1/3% des Wertes späte-
stens bis zum 1. Juli 1960 ein-
geführt wird.

8. Durch Ratsbeschluß kann ein
Mitgliedstaat ermächtigt werden,
jeglichen Zollsatz als Ausgangs-
zoll für eine Ware anzunehmen.

9. Die Bestimmungen dieses
Anhanges gelten nur für Zölle
auf die Einfuhr von Waren,
denen die Zollbehandlung der
Zone zusteht.

ANHANG B

Ursprungsregeln für die Ge-
währung der Zollbehandlung

der Zone

Für die Bestimmung des Ur-
sprungs von Waren gemäß Ar-
tikel 4 dieses Übereinkommens
und für die Anwendung jenes
Artikels gelten die folgenden
Regeln. Der maßgebende Wort-
laut der Beilagen zu diesem
Anhang ist der englische.

Regel 1. Auslegungsbestimmungen

1. Als „Zone" gelten die Ge-
biete der Assoziation.

2. Bei der Bestimmung des
Erzeugungsortes von Meeres-
produkten und von daraus er-
zeugten Waren gilt das Schiff
eines Mitgliedstaates als Teil
des Gebietes dieses Staates. Bei
der Bestimmung des Versand-
ortes von Waren gelten aus
der See gewonnene Meeres-
produkte oder die auf See er-
zeugten Waren als vom Gebiet
eines Mitgliedstaates aus ver-
sandt, sofern sie von einem
Schiff eines Mitgliedstaates aus
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gewonnen oder auf einem Schiff
eines Mitgliedstaates erzeugt und
unmittelbar in die Zone ver-
bracht worden sind.

3. Ein registriertes Schiff gilt
als Schiff jenes Staates, in dessen
Register es eingetragen ist und
dessen Flagge es führt.

4. „Materialien" umfassen die
bei der Erzeugung der Waren
verwendeten Erzeugnisse, Teile
und Bestandteile.

5. Energie, Brenn- und Treib-
stoffe, Betriebsanlagen, Maschi-
nen und Werkzeuge, die bei
der Erzeugung von Waren in
der Zone verwendet werden,
sowie die zur Instandhaltung
solcher Betriebsanlagen, Maschi-
nen und Werkzeuge gebrauchten
Materialien gelten für die Ur-
sprungsbestimmung dieser Ware
als vollständig in der Zone
erzeugt.

6. „Erzeugt" in Artikel 4 Ab-
satz 1 lit. c und „Produk-
tionsvorgang" in Absatz 2 des
gleichen Artikels umfassen jede
Tätigkeit oder jedes Verfahren
an der Ware, mit Ausnahme
jener Tätigkeiten oder Verfahren,
die nur in einem oder mehreren
der folgenden Vorgänge be-
stehen:

a) Verpacken, gleichgültig,
wo die Verpackung er-
zeugt wurde;

b) Aufteilen in Teilmengen;
c) Sortieren und Einteilen

nach Güteklassen;
d) Markieren, Kennzeichnen;
e) Zusammenstellen von Sät-

zen, Garnituren oder Sor-
timenten.

7. „Erzeuger" umfaßt den Land-
wirt, den Warenhersteller sowie
auch denjenigen, der seine Waren
anders als durch Verkauf an
jemand anderen mit dem Auf-
trag liefert, den letzten Vorgang
in der Herstellung der Waren
vorzunehmen.

Regel 2. Vollständig in der Zone
erzeugte Waren

Im Sinne von Artikel 4 Ab-
satz 1 lit. a gelten unter



938 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100

anderem folgende Waren als
vollständig in der Zone er-
zeugt:

a) Erzeugnisse des Berg-
baues, die in der Zone aus
dem Boden gewonnen
wurden;

b) pflanzliche Erzeugnisse,
die in der Zone geerntet
wurden;

c) lebende Tiere, die in der
Zone geboren und auf-
gezogen wurden;

d) Erzeugnisse, die in der
Zone von lebenden Tieren
gewonnen wurden;

e) Erzeugnisse aus Jagd oder
Fischerei in der Zone;

f) Meeresprodukte, die von
einem Schiff eines Mit-
gliedstaates aus der See
gewonnen wurden;

g) Altwaren, die nur für
die Materialgewinnung
verwendbar sind, sofern
sie bei Verbrauchern in
der Zone gesammelt wur-
den;

h) Ausschuß und Abfall, die
bei einer Produktionstä-
tigkeit innerhalb der Zone
anfallen;

i) Waren, die innerhalb der
Zone ausschließlich aus
Waren oder Materialien
erzeugt wurden, die unter
eine oder beide der fol-
genden Gruppen fallen:

1. Waren gemäß lit. a
bis h;

2. Materialien, die keine
Teile enthalten, die von
außerhalb der Zone
eingeführt wurden
oder unbestimmten Ur-
sprungs sind.

Regel 3. Anwendung des Prozent-
satz-Kriteriums

Im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 lit. c gilt folgendes:

a) Alle Materialien, welche
die im Absatz 1 lit. a
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oder b angegebenen Be-
dingungen erfüllen, wer-
den behandelt, als ob sie
keine von außerhalb der
Zone eingeführten Teile
enthielten.

b) Der Wert der feststellbar
von außerhalb der Zone
eingeführten Materialien
ist, abzüglich der Kosten
des Transportes durch das
Gebiet anderer Mitglied-
staaten, ihr Wert franko
Grenze (cif-Wert), der von
den Zollbehörden des Ein-
fuhrlandes für die Ab-
fertigung zum freien Ver-
kehr oder zur vorüber-
gehenden zollbegünstig-
ten Einfuhr (Vormerkver-
kehr) zur Zeit der letzten
Einfuhr in das Gebiet
jenes Mitgliedstaates zu-
grunde gelegt wurde, wo
die Materialien in einem
Produktionsvorgang ver-
wendet wurden.

c) Falls der Wert von außer-
halb der Zone eingeführ-
ten Materialien gemäß
lit. b dieser Regel nicht
festgestellt werden kann,
so gilt als ihr Wert der
am weitesten zurücklie-
gende feststellbare Preis,
der für sie im Gebiete
jenes Mitgliedstaates be-
zahlt worden ist, wo sie
in einem Produktionsvor-
gang verwendet wurden.

d) Falls der Ursprung von
Materialien nicht festge-
stellt werden kann, gelten
sie als von außerhalb der
Zone eingeführt, und als
ihr Wert gilt der am
weitesten zurückliegende
feststellbare, im Gebiet
jenes Mitgliedstaates be-
zahlte Preis, wo sie in
einem Produktionsvor-
gang verwendet wurden.

e) Der Ausfuhrpreis von Wa-
ren ist der dem Exporteur
im Gebiet jenes Mitglied-
staates, wo die Waren
erzeugt wurden, dafür be-
zahlte oder zahlbare Preis,
wobei dieser Preis, falls
erforderlich, dem fob-
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Preis oder dem Preis fran-
ko Grenze in dem be-
treffenden Gebiet ange-
paßt wird.

f) Der Wert gemäß lit. b,
c oder d öder der
Ausfuhrpreis gemäß lit. e
dieser Regel kann so be-
richtigt werden, daß er
dem Betrag entspricht, der
bei einem Verkauf auf
dem freien Markt zwi-
schen voneinander unab-
hängigen Verkäufern und
Käufern erzielt worden
wäre. Dieser Betrag gilt
auch dann als Ausfuhr-
preis, wenn die Waren
nicht Gegenstand eines
Verkaufes sind.

Regel 4. Die für die Ursprungs-
bestimmung maßgebende Einheit

1. Jeder in einer Sendung ent-
haltene Gegenstand wird ge-
sondert behandelt.

2. Im Sinne des Absatzes 1
dieser Regel

a) gilt jede Gruppe, jeder
Satz oder jede Zusammen-
fügung oder Zusammen-
stellung von Gegenstän-
den, die gemäß den Be-
stimmungen der Brüsseler
Nomenklatur unter eine
einzige Nummer fallen,
auch für die Ursprungs-
bestimmung als ein Ge-
genstand;

b) werden Werkzeuge, Teile
und Zubehör, die zu-
sammen mit einem Gegen-
stand eingeführt werden
und deren Preis in dem
des Gegenstandes mit in-
begriffen ist oder für die
nicht gesondert Rechnung
gestellt wird, mit dem
betreffenden Gegenstand
zusammen als eine Ein-
heit behandelt, sofern sie
zur üblichen Ausstattung
beim Verkauf derartiger
Gegenstände gehören;
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c) werden Waren in den
Fällen, die nicht durch
lit. a und b erfaßt
werden, dann als ein ein-
ziger Gegenstand behan-
delt, wenn sie der ein-
führende Mitgliedstaat für
die Zollfestsetzung ebenso
behandelt.

3. Auf Antrag des Importeurs
wird jeder zerlegte oder nicht
zusammengefügte oder nicht zu-
sammengebaute Gegenstand, der
in verschiedenen Sendungen ein-
geführt wird, dann als Einheit
behandelt, wenn aus Gründen
des Transportes oder der Er-
zeugung die Einfuhr in einer
einzigen Sendung nicht möglich
ist.

Regel 5. Trennung von Materialien

1. Bei jenen Waren oder Indu-
strien, bei denen dem Erzeuger
eine physische Trennung von
Materialien, die gleicher Art,
aber verschiedenen Ursprungs
sind und in der Warenerzeugung
verwendet werden, nicht zuzu-
muten ist, kann diese Trennung
durch ein geeignetes Buchhal-
tungssystem ersetzt werden, das
gewährleistet, daß nicht mehr
Waren die Zollbehandlung der
Zone zuteil wird, als wenn der
Erzeuger eine physische Tren-
nung der Materialien hätte vor-
nehmen können.

2. Jedes derartige Buchhaltungs-
system hat den Bedingungen
zu entsprechen, die von den
betreffenden Mitgliedstaaten ver-
einbart werden, um die Anwen-
dung entsprechender Kontroll-
maßnahmen zu gewährleisten.

Regel 6. Mischungen

1. Ein Mitgliedstaat kann bei
einem aus einer Mischung her-
vorgegangenen Erzeugnis die
Anerkennung des Zonenur-
sprungs verweigern, wenn die
Mischung keine Gruppe, keinen
Satz, keine Zusammenfügung
oder keine Zusammenstellung
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im Sinne der Regel 4 darstellt,
die Mischung aus Waren mit
Zonenursprung mit solchen ohne
Zonenursprung hervorgegangen
ist und die Eigenschaften des
Erzeugnisses als Ganzes nicht
wesentlich von jenen der ver-
mischten Waren abweichen.

2. Wird jedoch bei bestimmten
Erzeugnissen von den betrof-
fenen Mitgliedstaaten die Zu-
lassung von Mischungen der in
Absatz 1 dieser Hegel beschrie-
benen Art als wünschenswert
angesehen, so ist bei diesen
Erzeugnissen, unter den all-
fällig noch zu vereinbarenden
Bedingungen, der Zonenur-
sprung hinsichtlich jenes Teiles
anzuerkennen, der nachweislich
der in der Mischung verwende-
ten Menge von Waren mit
Zonenursprung entspricht.

Regel 7. Behandlung der Um-
schließungen (Verpackung)

1. Wenn ein Mitgliedstaat für
die Zwecke der Zollfestsetzung
die Waren und deren Um-
schließungen (Verpackung) ge-
sondert behandelt, kann er auch
den Ursprung der Umschließun-
gen (Verpackung) bei der Ein-
fuhr aus einem anderen Mit-
gliedstaat gesondert bestimmen.

2. Gelangt Absatz 1 dieser
Regel nicht zur Anwendung,
so werden Umschließung (Ver-
packung) und Waren als Ein-
heit behandelt, und bei der
Ursprungsbestimmung der als
Einheit behandelten Waren wird
von keinem Teil der für den
Transport oder die Lagerung
erforderlichen Umschließung
(Verpackung) angenommen, daß
er von außerhalb der Zone ein-
geführt worden ist.

3. Im Sinne des Absatzes 2
dieser Regel gilt die Umschlie-
ßung (Verpackung), mit der die
Waren üblicherweise im Einzel-
oder Kleinverkauf abgesetzt
werden, nicht als eine für den
Transport oder die Lagerung
erforderliche Umschließung
(Verpackung).
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Regel 8. Urkundlicher Ursprungs-
nachweis

1. Der vorgebrachte Anspruch
auf Gewährung der Zollbehand-
lung der Zone ist durch ent-
sprechenden urkundlichen Nach-
weis über den Ursprung und
den Versand zu belegen. Der
Ursprungsnachweis besteht ent-
weder in:

a) einer Ursprungserklärung,
die vom letzten Erzeuger
der Waren in der Zone
ausgefertigt wird, beglei-
tet von einer zusätzlichen
Erklärung des Exporteurs
in jenen Fällen, in denen
der Erzeuger nicht selbst
oder durch Vermittlung
seines Vertreters als Ex-
porteur der Waren auf-
tritt; oder

b) einem Ursprungszeugnis,
das von einer Behörde
oder einer ermächtigten
Stelle ausgefertigt wird,
die vom ausführenden
Mitgliedstaat hierzu er-
nannt und den anderen
Mitgliedstaaten notifiziert
wurde, begleitet von einer
zusätzlichen Erklärung
des Exporteurs der Wa-
ren.

Diese Erklärungen, Zeugnisse
und zusätzlichen Erklärungen
haben der in Beilage IV vor-
geschriebenen Form zu ent-
sprechen.

2. Der Exporteur kann jede
der in Absatz 1 dieser Regel
erwähnten Formen des Ur-
sprungsnachweises wählen. Doch
können die Behörden des Aus-
fuhrlandes für gewisse Kate-
gorien von Waren verlangen,
daß der Ursprungsnachweis in
der in Absatz 1 lit. b vorge-
sehenen Form erbracht wird.

3. In den Fällen, in denen seitens
einer Behörde oder seitens einer
ermächtigten Stelle ein Ur-
sprungszeugnis gemäß Absatz 1
lit. b ausgefertigt werden soll,
gibt der letzte Erzeuger der
Waren in der Zone dieser Be-
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hörde oder Stelle eine Erklärung
über den Ursprung der Waren
ab. Die Behörde oder ermächtig-
te Stelle überzeugt sich von
der Richtigkeit der ihr erbrach-
ten Nachweise und verlangt,
falls erforderlich, zusätzliche
Auskünfte und nimmt jede ge-
eignete Kontrolle vor. Wenn
die Behörden des einführenden
Mitgliedstaates es verlangen,
wird ihnen der Erzeuger der
Waren vertraulich bekanntge-
geben.

4. Die Ernennungen der gemäß
Absatz 1 lit. b ermächtigten
Stellen können vom ausführen-
den Mitgliedstaat nötigenfalls
widerrufen werden. Jeder Mit-
gliedstaat hat hinsichtlich seiner
Einfuhren das Recht, Zeugnisse
irgendeiner ermächtigten Stelle
zurückzuweisen, die nachweis-
lich wiederholt Zeugnisse in
unzulässiger Weise ausgefertigt
hat; eine solche Maßnahme darf
jedoch nicht ergriffen werden,
ohne daß dem ausführenden
Mitgliedstaat die Gründe der
Beanstandungen vorher entspre-
chend notifiziert worden wären.

5. In Fällen, in denen die be-
treffenden Mitgliedstaaten an-
erkennen, daß es für den Er-
zeuger untunlich ist, die in
Absatz 1 lit. a oder Ab-
satz 2 dieser Regel angegebene
Ursprungserklärung auszuferti-
gen, kann der Exporteur diese
Erklärung in der Form ab-
geben, wie dies von den be-
treffenden Mitgliedstaaten für
diesen Zweck vorgeschrieben ist.

Regel 9. Kontrolle des Ursprungs-
nachweises

1. Der einführende Mitglied-
staat kann, soweit erforderlich,
zusätzliche Beweismittel zur Be-
kräftigung von Ursprungserklä-
rungen oder Ursprungszeugnis-
sen verlangen, die gemäß den
Bestimmungen der Regel 8 aus-
gefertigt wurden.

2. Wenn der einführende Mit-
gliedstaat zusätzliche Beweis-
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mittel verlangt, darf er die Frei-
gabe der Waren an den Impor-
teur nicht einzig aus diesem
Grunde verweigern; er kann
jedoch Sicherstellung für den
allfällig zu zahlenden Zoll oder
für andere Abgaben verlangen.

3. Wenn ein Mitgliedstaat ge-
mäß Absatz 1 dieser Regel
zusätzliche Beweismittel ver-
langt, können die im Gebiete
eines anderen Mitgliedstaates da-
von betroffenen Personen diese
Beweismittel einer Behörde oder
ermächtigten Stelle des letzteren
Staates vorlegen, die nach gründ-
licher Überprüfung der Beweis-
mittel einen entsprechenden Be-
richt dem einführenden Mit-
gliedstaat übermittelt.

4. Wenn es aus Gründen der
nationalen Gesetzgebung eines
Mitgliedstaates erforderlich ist,
kann dieser vorschreiben, daß
die zusätzlichen Beweismittel,
welche die Behörden einführen-
der Mitgliedstaaten von betrof-
fenen Personen in seinem Ge-
biet zu erhalten wünschen, bei
einer hiezu bezeichneten Be-
hörde zu verlangen sind, die
nach gründlicher Überprüfung
der vorgelegten Beweismittel
einen entsprechenden Bericht
dem einführenden Mitgliedstaat
übermittelt.

5. Wenn der einführende Mit-
gliedstaat eine Untersuchung
über die Richtigkeit der er-
haltenen Beweismittel wünscht,
kann er ein entsprechendes Er-
suchen an den oder die betref-
fenden Mitgliedstaaten richten.

6. Die Angaben, die ein ein-
führender Mitgliedstaat gemäß
den Bestimmungen dieser Regel
erhält, sind vertraulich zu be-
handeln.

Regel 10. Strafbestimmungen

1. Die Mitgliedstaaten verpflich-
ten sich, gesetzliche Vorschriften
zu erlassen, damit Strafen gegen
jene Personen verhängt werden
können, die in ihrem Gebiet
ein Schriftstück vorlegen oder
dessen Vorlage bewirken, das
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sachlich falsche Angaben ent-
hält und mit dem ein in einem
anderen Mitgliedstaat vorge-
brachter Anspruch auf Gewäh-
rung der Zollbehandlung der
Zone für Waren belegt werden
soll. Die anwendbaren Strafen
haben jenen zu entsprechen,
die in Fällen von falschen Er-
klärungen für die Entrichtung
von Einfuhrzöllen gelten.

2. Ein Mitgliedstaat kann auf
solche Zuwiderhandlungen ein
außergerichtliches Verfahren an-
wenden, wenn diese Fälle zweck-
dienlicher in einem Unterwer-
fungsverfahren oder ähnlichen
Verwaltungsverfahren behandelt
werden können.

3. Ein Mitgliedstaat ist nicht
verpflichtet, ein Gerichtsverfah-
ren oder ein Verfahren gemäß
Absatz 2 dieser Regel einzu-
leiten oder fortzusetzen, wenn

a) er vom einführenden Mit-
gliedstaat, dem gegen-
über der auf falschen An-
gaben beruhende An-
spruch vorgebracht wur-
de, darum nicht ersucht
wurde, oder

b) auf Grund des verfüg-
baren Beweismaterials das
Verfahren nicht gerecht-
fertigt wäre.

BEILAGE I

Liste der ursprungsbegrün-
denden Verarbeitungsvorgänge
mit wahlweise gültigem Pro-
zentsatz-Kriterium.

BEILAGE II

Liste der ursprungsbegrün-
denden Verarbeitungsvorgänge
ohne wahlweise gültiges Pro-
zentsatz-Kriterium.

BEILAGE III.

Grundstoffliste.

BEILAGE IV

Formulare für den urkund-
lichen Ursprungsnachweis.
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ANHANG C

Liste der staatlichen Beihilfen,
auf die sich Artikel 13 Ab-

satz 1 bezieht

a) Systeme von Devisenbe-
lassungsquoten oder ähn-
liche Praktiken, die der Ge-
währung von Prämien für
die Ausfuhr oder Wieder-
ausfuhr gleichkommen.

b) Gewährung direkter Sub-
ventionen an Exporteure
durch den Staat.

c) Erlassung von direkten
Steuern oder von Sozial-
abgaben zugunsten indu-
strieller und kaufmännischer
Unternehmungen, bemessen
nach der Höhe der Aus-
fuhren.

d) Erlassung oder Rückerstat-
tung von in einem oder
mehreren Stadien erhobenen
indirekten Steuern auf aus-
geführte Waren oder von
Abgaben in Zusammenhang
mit der Einfuhr, und zwar
in einer Höhe, die den für
dieselbe Ware im Falle des
Verkaufes für den inlän-
dischen Verbrauch gezahlten
Betrag übersteigt.

e) Die Berechnung von nied-
rigeren als Weltmarktpreisen
bei der Lieferung von einge-
führten Rohstoffen an Ex-
portunternehmungen durch
den Staat oder staatliche
Stellen zu anderen Bedingun-
gen als für den Inlands-
markt.

f) Bei staatlichen Exportkre-
ditgarantien die Prämien-
erhebung zu Sätzen, die zur
Deckung der langfristigen
Betriebskosten und Schäden
der Kreditversicherungen
offenkundig nicht ausrei-
chen.

g) Gewährung von Exportkre-
diten durch den Staat (oder
durch staatlich kontrollierte
besondere Einrichtungen) zu
Zinssätzen, die niedriger
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sind als jene, die der Staat
oder diese Einrichtungen zur
Erlangung der so verwen-
deten Mittel zu zahlen haben.

h) Übernahme sämtlicher oder
eines Teiles der einem Ex-
porteur bei der Erlangung
eines Kredites erwachsen-
den Kosten durch den Staat.
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ANHANG D

Liste der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, auf die sich Artikel 21 Absatz 1 bezieht
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ANHANG E

Liste der Fische und Meeresprodukte, auf die sich Artikel 26 Absatz 1 bezieht
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ANHANG F

Liste der Gebiete, auf die
Artikel 43 Absatz 2 Anwen-

dung findet

Färöer Inseln
Grönland
Gibraltar
Malta

ANHANG G

Sonderbestimmungen für Por-
tugal, betreffend Einfuhrzölle
und mengenmäßige Ausfuhr-

beschränkungen

1. Dieser Anhang enthält Son-
derbestimmungen für die Sen-
kung und die Beseitigung von
Einfuhrzöllen auf gewisse Wa-
ren, die in das durch dieses
Übereinkommen erfaßte por-
tugiesische Gebiet eingeführt
werden, sowie für die Anwen-
dung von mengenmäßigen Aus-
fuhrbeschränkungen durch Por-
tugal.

I

Einfuhrzölle

2. Hinsichtlich jener Waren,
die am 1. Jänner 1960 in dem
durch dieses Übereinkommen
erfaßten portugiesischen Gebiet
erzeugt werden und auf die in
Absatz 3 dieses Anhangs nicht
Bezug genommen wird, treten
die Bestimmungen der Absätze 4
bis 6 dieses Anhangs an Stelle
der Bestimmungen des Artikels 3
Absatz 2.

3. a) Folgende Waren fallen
nicht unter Absatz 2 dieses
Anhangs :

i) Waren, deren Ausfuhr
nach dem Ausland min-
destens 15 Prozent der
Erzeugung in dem durch
dieses Übereinkommen
erfaßten portugiesischen
Gebiet beträgt, berech-
net nach dem Durch-
schnitt der drei mit dem
31. Dezember 1958
endenden Jahre;

ii) andere von Portugal no-
tifizierte Waren, auch
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wenn die betreffenden
Industrien nicht zu den
unter Ziffer (i) dieses
Absatzes fallenden Aus-
fuhrindustrien gehören.

b) Portugal notifiziert dem
Rat vor dem 1. Juli 1960 jene
Waren, auf welche die Zif-
fern (i) und (ii) dieses Ab-
satzes Anwendung finden.

4. a) Von jedem der folgenden
Daten an erhebt Portugal auf
keine der unter Absatz 2" dieses
Anhangs fallenden Waren Ein-
fuhrzölle, die höher sind als
der für das jeweilige Datum
angegebene Prozentsatz des Aus-
gangszolles :

1. Juli 1960 80 Prozent,
1. Jänner 1965 70 Prozent,
1. Jänner 1967 60 Prozent,
1. Jänner 1970 50 Prozent.

b) Der Rat beschließt vor
dem 1. Jänner 1970 den Zeit-
plan für die schrittweise Sen-
kung der nach diesem Datum
verbliebenen Einfuhrzölle mit
der Maßgabe, daß diese Einfuhr-
zölle vor dem 1. Jänner 1980
beseitigt werden.

5. Wenn im Durchschnitt der
drei mit dem 31. Dezember 1959
endenden Jahre oder dreier auf-
einander folgender, vor dem
1. Jänner 1970 endender Jahre die
Ausfuhr einer Ware nach dem
Ausland mindestens .15 Prozent
der Erzeugung in dem durch
dieses Übereinkommen erfaßten
portugiesischen Gebiet beträgt
und wenn diese Höhe der Aus-
fuhr nicht auf außergewöhn-
liche Umstände zurückzuführen
ist, wird der verbliebene Zoll
auf eine solche Ware durch
jährliche Senkungen von 10 Pro-
zent des Ausgangszolles be-
seitigt, sofern der Rat nicht
anders beschließt.

6. a) Portugal kann jederzeit
vor dem 1. Juli 1972 den Ein-
fuhrzoll auf eine Ware, die zu
diesem Zeitpunkt in dem durch
dieses Übereinkommen erfaßten
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portugiesischen Gebiet nicht in
wesentlichen Mengen erzeugt
wird, erhöhen oder einen neuen
Einfuhrzoll in Kraft setzen, vor-
ausgesetzt, daß der so ange-
wandte Einfuhrzoll

(i) erforderlich ist, um die
Entwicklung einer be-
stimmten Erzeugung zu
fördern, und er,

(ii) dem Wert nach aus-
gedrückt, die Höhe der
Zölle nicht übersteigt,
die Portugal zu dieser
Zeit gemäß seinem
Meistbegünstigungstarif
normalerweise auf ähn-
liche Waren anwendet,
die in dem durch dieses
Übereinkommen erfaß-
ten portugiesischen Ge-
biet erzeugt werden.

b) Portugal notifiziert dem
Rat alle gemäß lit. a dieses
Absatzes anzuwendenden Zölle
mindestens 30 Tage vor ihrer
Inkraftsetzung. Auf Ersuchen
eines Mitgliedstaates prüft der
Rat, ob die in diesem Absatz
genannten Voraussetzungen er-
füllt sind.

c) Portugal beseitigt die ge-
mäß lit. a dieses Absatzes an-
gewandten Einfuhrzölle vor dem
1. Jänner 1980. Solche Zölle
werden schrittweise und zu
gleichmäßigen Sätzen gesenkt.
Portugal notifiziert dem Rat
den zur Anwendung kommen-
den Senkungsplan. Auf Er-
suchen eines Mitgliedstaates
prüft der Rat den notifizierten
Senkungsplan und kann dessen
Änderung beschließen.

n
Mengenmäßige Ausfuhrbe-

schränkungen

7. Die Bestimmungen des Ar-
tikels 11 hindern Portugal nicht
an der Anwendung mengen-
mäßiger Ausfuhrbeschränkun-
gen auf erschöpfliche Bergbau-
erzeugnisse, wenn in Anbe-
tracht der verfügbaren Mengen
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dieser Erzeugnisse die Versor-
gung der einheimischen Indu-
strie durch die Ausfuhr solcher
Erzeugnisse nach den Gebieten
der Mitgliedstaaten gefährdet
würde. Falls Portugal Beschrän-
kungen gemäß diesem Absatz
anwendet, notifiziert es diese
dem Rat wenn möglich vor
deren Inkrafttreten und tritt
mit jedem betroffenen Mitglied-
Staat in Konsultationen ein.

Protokoll
über die Anwendung des Über-
einkommens zur Errichtung der
Europäischen Freihandelsasso-
ziation auf das Fürstentum

Liechtenstein

Die Signatarstaaten des Über-
einkommens zur Errichtung der
Europäischen Freihandelsasso-
ziation und das Fürstentum
Liechtenstein,

im Hinblick darauf, daß das
Fürstentum Liechtenstein auf
Grund des Vertrages vom
29. März 1923 mit der Schweiz
eine Zollunion bildet und daß
gemäß diesem Vertrag nicht alle
Bestimmungen des Übereinkom-
mens ohne weitere Bevoll-
mächtigung auf Liechtenstein
angewandt werden können, und

im Hinblick darauf, daß das
Fürstentum Liechtenstein dem
Wunsch Ausdruck gegeben hat,
daß alle Bestimmungen des
Übereinkommens auf Liechten-
stein angewandt werden, und
zu diesem Zwecke vorschlägt,
der Schweiz, soweit dies not-
wendig ist, besondere Voll-
machten zu erteilen,

haben folgendes vereinbart:
1. Das Übereinkommen findet
auf das Fürstentum Liechten-
stein Anwendung, solange dieses
mit der Schweiz eine Zollunion
bildet und die Schweiz Mitglied
der Assoziation ist.

2. Für die Zwecke dieses Über-
einkommens wird das Fürsten-
tum Liechtenstein durch die
Schweiz vertreten.
3. Dieses Protokoll bedarf der
Ratifikation durch die Signatar-
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Staaten. Die Ratifikationsur-
kunden werden bei der Regie-
rung Schwedens hinterlegt, die
allen anderen Signatarstaaten
eine entsprechende Notifikation
übermittelt.
4. Dieses Protokoll tritt in
Kraft, sobald alle Signatarstaaten
ihre Ratifikationsurkunde hin-
terlegt haben.

ZU URKUND DESSEN
haben die Unterzeichneten, die
hiezu gebührend bevollmächtigt
sind, das vorliegende Protokoll
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Stockholm,
am 4. Jänner 1960, in eng-
lischer und französischer Spra-
che, wobei jeder Wortlaut in
gleicher Weise maßgebend ist,
in einer einzigen Ausfertigung,
die bei der Regierung Schwedens
hinterlegt wird, die allen an-
deren Signatarstaaten und allen
beitretenden Staaten eine be-
glaubigte Abschrift übermittelt.
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964 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 965



966 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 967



968 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 969



970 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 971



972 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 973



974 31. Stück. — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 975



976 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 977



978 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr, 100 979



980 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 981



982 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 983



984 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 985



986 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 987



988 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 989



990 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 991



992 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 993



994 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 995



996 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 997



998 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 999



1000 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1001



1002 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1003



1004 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1005



1006 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1007



1008 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1009



1010 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1011



1012 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1013



1014 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1015



1016 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1017



1018 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1019



1020 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1021



1022 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1023



1024 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1025



1026 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1027



1028 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1029



1030 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1031



1032 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1033



1034 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr, 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1035



1036 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1037



1038 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1039



1040 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1041



1042 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1043



1044 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1045



1046 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1047



1048 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1049



1050 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1051



1052 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1053



1054 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1055



1056 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1057



1058 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1059



1060 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1061



1062 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1063



1064 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1065



1066 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1067



1068 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1069





31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1071



1072 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1073



1074 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1075

B E I L A G E I

Liste der ursprungsbegründenden Verarbeitungsvorgänge mit wahlweise gültigem
Prozentsatzkriterium



1076 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1077



1078 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1079



1080 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1081



1082 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1083



1084 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1085



1086 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1087



1088 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1089



1090 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1091



1092 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1093



1094 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1095



1096 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1097



1098 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1099



1100 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1101



1102 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1103



1104 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1105



1106 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1107



1108 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1109



1110 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1111



1112 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1113



1114 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1115



1116 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1117



1118 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1119



1120 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1121



1122 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1123



1124 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1125



1126 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr . 100 1127



1128 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1129



1130 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1131



1132 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1133



1134 31. S tück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1135



1136 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1137



1138 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1139



1140 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1141



1142 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1143



1144 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1145



1146 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1147



1148 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1149



1150 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1151



1152 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1153



1154 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1155



1156 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1157



1158 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1159



1160 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1161



1162 31. Stück — Ausgegeben am 14. Mai 1960 — Nr. 100

B E I L A G E II

Liste der ursprungsbegründenden Verarbeitungsvorgänge ohne wahlweise gültiges
Prozentsatzkriterium



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1163



1164 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 19.60 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1165



1166 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1167



1168 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1169



1170 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1171



1172 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1173



1174 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1175



1176 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausfegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1177



1178 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1179



1180 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1181



1182 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1183



1184 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1185



1186 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100

BEILAGE III

Grundstoffliste



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1187



1188 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1189



1190 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1191



1192 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1193



1194 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100

B E I L A G E IV

Formulare für den urkundlichen Ursprungsnachweis



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1195



1196 31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100



31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1197





31. Stück — Ausgegeben am 16. Mai 1960 — Nr. 100 1199
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewis-
senhafte Erfüllung der in diesem Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom
Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, vom Bundes-
minister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für Auswärtige An-
gelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 28. März 1960.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Inneres:
Afritsch

Der Bundesminister für Justiz:
Tschadek

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Das vorstehende Übereinkommen ist gemäß seinem Art. 40 am 3. Mai 1960 in Kraft getreten.
Dem Übereinkommen gehören folgende weitere Staaten an: Dänemark, Norwegen, Portugal,
Schweden, Schweiz und Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland.

Raab
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